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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge das 
Auswärtige Amt bei der Neufassung des Vertrages 
mit dem Goethe-Institut Bestimmungen aufzu- 
nehmen gedenkt, die - um administrative Kon- 
sequenzen aus Vorkommnissen zu ziehen wie z. B.; 
Staecksche Strauß-Darstellung (London), Rote- 
Rübe-Theater (Nancy), Drittes-Reich-Filme (Paris) — 
die sofortige Entlassung eines Mitarbeiters am 
Goethe-Institut für den Fall vorsieht, daß dieser 
— nach Auffassung der jeweiligen diplomatischen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland - in 
seiner Auslands-Kulturarbeit „deutschen Interessen“ 
nicht entspricht? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 2. September 1975 

Die von Ihnen zitierten Pressemeldungen, denen zufolge das Auswärtige 
Amt bei der Neufassung des Vertrages mit dem Goethe-Institut Be- 
stimmungen aufzunehmen gedenke, die die sofortige Entlassung eines 
Mitarbeiters am Goethe-Institut für den Fall vorsähen, daß dieser nach 
Auffassung der jeweiligen diplomatischen Vertretung der Bundesrepu- 
blik Deutschland in seiner Auslandskulturarbeit ,, deutschen Interessen“ 
nicht entspreche, treffen nicht zu. 

Nach dem geltenden Vertrag mit dem Goethe-Institut ist ein Mitarbeiter 
des Goethe-Instituts auf Ersuchen des Auswärtigen Amts nach eigener 
Prüfung durch das Goethe-Institut dann von seinem Posten im Ausland 
abzuberufen, wenn er das deutsche Ansehen im Ausland schädigt oder 
sein Verhalten zu einer Belastung der politischen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland zum Gastland führt. Auch bei einer Ver- 
tragsneufassung wird die Bundesregierung wegen ihrer Verantwortung 
für die auf das Goethe-Institut e. V. delegierten öffentlichen Aufgaben, 
eine entsprechende Bestimmung vorsehen. 

Ob das Goethe-Institut im Einzelfall einen aus solchen Gründen von 
seinem Dienstposten abberufenen Mitarbeiter anschließend im eigenen 
Bereich beschäftigt oder andere personalwirtschaftliche Folgen trifft, 
ist eine vereinsinteme Entscheidung. 


2. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Vereinten Nationen im Welt 
ernährungs Programm eine neue Stelle im Direkto 
renrang schafften, um einen Beamten kurz vor 
seiner Pensionierung noch „befördern“ zu können, 
was Kosten in Höhe von mindestens 1 00 000 Dollar 
jährlich verursachen werde, und welche Schluß- 
folgerungen zieht die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls - daraus angesichts der deutschen Haus- 
halt slage für die Höhe ihrer Beiträge zu den Kosten 
der Vereinten Nationen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 4. September 1975 

I 1 

Es trifft, nicht zu, daß das UN/FAO-Welternährungsprogramm die ge- 
nannte neue Stelle im Direktorenrang geschaffen hat. 

Richtig ist vielmehr, daß der Exekutivdirektor des WEP die Stelle dem 
Aufsichtsgremium dieser Organisation, dem sogenannten Regierungs- 
ausschuß, auf seiner nächsten Tagung Ende September dieses Jahres 
vorzuschlagen beabsichtigt. Dies ist Teil des Budgetent Wurfs für die 
Haushaltsperiode 1976/77. Erst wenn der Posten vom Ausschuß ge- 
nehmigt worden ist, kann der Exekutivdirektor über den Kandidaten 
entscheiden. 
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Die Bundesregierung ist Mitglied dieses Ausschusses. Sie wird bei der 
Beratung den Budgetentwurf und insbesondere auch diese Stellen- 
anforderung kritisch prüfen. 

Im übrigen hat sich das im Jahr 1963 von den Vereinten Nationen 
und der FAO gemeinsam geschaffene Welternährungsprogramm bei 
der Erfüllung seiner schwierigen Aufgabe (gezielter Einsatz von Nah- 
rungsmittelüberschüssen in Entwicklungsprojekten) allgemeine An- 
erkennung der Geber- und Empfängerländer erworben und genießt 
den Ruf, diese Aufgabe stets mit geringem Personal- und Verwaltungs- 
aufwahd durchzuführen. Die Bundesregierung beabsichtigt, das Welt- 
ernährungsprogramm weiter zu unterstützen. 


3 . Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 18. August 1975 zu, das Volkswagen- 
werk solle von der Boykottliste der arabischen 
Staaten gestrichen werden, da es die Verbindungen 
zu Israel abgebrochen habe, und was hat die Bundes- 
regierung unternommen, um der arabischen Er- 
pressung entgegenzutreten und eine Belastung des 
deutsch-israelischen Verhältnisses zu verhindern? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 4. September 1975 

Nach Kenntnis der Bundesregierung stand das Volkswagen werk noch 
niemals auf der sogenannten schwarzen Liste des Zentralen Boykott- 
büros der Arabischen Liga in Damaskus. 

Ich darf jedoch auf die Ausführungen verweisen, die der Parlamenta- 
rische Staatssekretär Grüner vom Bundesministerium für Wirtschaft 
am 14. März 1975 auf eine Frage des Abgeordneten Dr. Jobst machte. 
Hiernach schweben seit mehreren Jahren Auseinandersetzungen des 
arabischen Boykottbüros mit dem Volkswagen werk wegen der von 
Audi-NSU an eine israelische Firma vergebenen Lizenz für den Bau 
von Wankelmotoren. Diese sind noch nicht abgeschlossen. 

Grundsätzlich möchte ich bemerken, daß die Bundesregierung alle 
Arten von Boykottdrohungen wegen ihrer ungünstigen Auswirkungen 
auf die internationalen Wirtschaftsbeziehungen verurteilt. Betroffene 
Unternehmen müssen jedoch in eigener Verantwortung entscheiden, 
welche Reaktion auf Boykottdrohungen sie für angebracht halten. 
Falls gewünscht, wird die Bundesregierung im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten die Bemühungen betroffener Unternehmen unterstützen. Im 
Falle des Volks wagen Werks hatte die Bundesreperung in Abstimmung 
mit dem Unternehmen unsere Botschaften in den arabischen Ländern 
angewiesen, die Regierung des Gastlandes zu bitten, ihre jeweiligen 
Boykottbüros anzu weisen, auf der nächsten Tagung der Boykott- 
büros der Arabischen Liga gegen einen Boykott des Volkswagen Werks 
zu stimmen, falls die Frage erörtert werden sollte. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. 


Abgeordneter 

Büchler 


(Hof) 

(SPD) 


In welchem Umfang sind von der Bundesregierung 
im Rahmen der Zonenrandförderung geförderte 
Einrichtungen des Breitensports so ausgestattet 
worden, daß sie auch von Behinderten benutzt 
werden können? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 22. August 1975 

Von der Bundesregierung werden im Rahmen der Zonenrandförderung 
Sportstätten des Breitensports auf Vorschlag der Bundesländer mit 
Zonenrandgebieten gefördert. 

Diese prüfen die Anträge sportfachlich, bautechnisch und verwaltungs- 
mäßig und legen Art und Umfang von erforderlichen Sondereinrichtun- 
gen auf Grund ihrer Zuständigkeit fest. 

Anregungen des Bundes über Einbau von speziellen Einrichtungen 
können nur in beschränktem Umfange verwirklicht werden, da der 
Bund in der Regel lediglich 20 % der Zuschuß fähigen Kosten übernimmt. 

Lediglich in zwei Fällen wurden Projekte gefördert, die speziell für 
die Benutzung durch Behinderte errichtet wurden. 


5. Abgeordneter Rechtfertigen dadurch bedingte zusätzliche Bau* 
Büchler kosten die Gewährung eines höheren Bundeszu- 

(Hof) Schusses als sonst üblich? 

(SPD) 

Antwort des Bundesministers Dr. Maüiofer 
vom 22. August 1975 

Zusätzliche Baukosten, die durch die Schaffung von Einrichtungen für 
Behinderte entstehen, können von den Bauträgern im Rahmen der 
zuwendungsfähigen Kosten bei der Beantragung eines Bundeszuschusses 
geltend gemacht werden, so daß sich der Bundeszuschuß entsprechend 
erhöht. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die mit dem 
Bodensee-Rheinprogramm bisher für den Bodensee 
erzielten Ergebnisse, unter Einbeziehung der hierfür 
von Bund und Ländern aufgewandten Mittel, ins- 
besondere bezüglich der bereits zu beobachtenden 
positiven Auswirkungen auf die Wasserreinhaltung 
zum jetzigen Zeitpunkt und im Hinblick auf das vor- 
gesehene Ende des Programms 1976? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 28. August 1975 

Um der besonders starken Verunreinigung von Rhein und Bodensee 
und der Bedrohung ihrer vielfältigen Nutzungen, insbesondere der Ver- 
sorgung von Millionen Menschen mit Trinkwasser, wirksam zu begeg- 
nen, hat die Bundesregierung schon in ihrem Umweltprogramm (1971) 
angekündigt, den Bau kommunaler Kläranlagen von überragender 
Bedeutung an Rhein und Bodensee durch Zuschüsse zu fördern und 
damit gleichzeitig einen Beitrag im Rahmen ihrer international einge- 
gangenen Verpflichtungen zu leisten. 

Die Bundesregierung fördert in einem Fünf-Jahres-Programm von 
1972 bis 1976 den beschleunigten Bau oder Ausbau von Kläranlagen, 
soweit diese mit Mitteln der Gemeinden und Länder sonst nicht in 
der gebotenen kurzen Zeit in Betrieb genommen werden könnten. Da 
es sich bei den Bundeszuschüssen um eine Spitzenfinanzierung handelt, 
liegt das Investitionsvolumen, das durch den Zuschußbetrag von 
1 50 Millionen DM ausgelöst wird, bei insgesamt rund 500 Millionen DM. 

In den Jahren 1972 bis 1974 ist am Bodensee mit Bundeszuschüssen 
von 49 Millionen DM der Bau von Kläranlagen und Hauptverbindungs- 
sammlern gefördert worden. Durch den Ausbau der Verbandsnetze und 
die Fertigstellung von Kläranlagen konnten weite Uferbereiche von 
direkten Abwassereinleitungen entlastet werden; die Wasserqualität hat 
sich in diesen ufernahen Bereichen erkennbar verbessert. Mit weiteren 
Verbesserungen kann gerechnet werden, wenn sich die im Rahmen des 
Fünf-Jahres-Programmes insgesamt durchgefühlten Maßnahmen aus- 
wirken. 


6. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 
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7. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Wieweit wurden im Rahmen des Programms bereits 
die Wassereinzugsgebiete im Hinterland des Boden- 
sees berücksichtigt, um erneute Verschmutzungen 
durch Zufluß aus dem Hinterland zu vermeiden? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 28. August 1975 

Das mit den Bodensee- und Rheinanliegerländern getroffene und am 
1. Januar 1972 in Kraft getretene „Verwaltungsabkommen über die 
Gewährung von Mitteln des Bundes zur Sanierung des Rheins und des 
Bodensees“ schließt nicht aus, daß auch Maßnahmen im Hinterland des 
Bodensees gefördert werden. Der Bundesminister des Innern vergibt 
die Mittel nach Beratung mit den Ländern und unter Berücksichtigung 
der von diesen aufgestellten Programme. Entsprechend den vorgelegten 
Länderprogrammen wurden im baden-württembergischen Einzugs- 
gebiet des Sees bereits Maßnahmen im Hinterland berücksichtigt, im 
verhältnismäßig kleinen bayerischen Einzugsgebiet wurden bisher noch 
keine solchen Vorhaben gefördert. 

Um eine durchgreifende Verbesserung des Gütezustands des Sees zu 
erreichen, müssen die Sanierungsmaßnahmen im gleichen Maß auch auf 
das Einzugsgebiet des Sees ausgedehnt werden, wobei auch der Bau 
dritter Reinigungsstufen zur Verringerung der Phosphate, die zur 
Eutrophierung des Bodensees und damit zu seinem bedenklichen 
Zustand geführt haben, einzubeziehen ist. 


8. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine 
Verlängerung des Programms zur Erreichung eines 
vollen Erfolges und des entsprechenden Nutzeffek- 
tes der eingesetzten Mittel unbedingt notwendig ist, 
insbesondere auch bezüglich noch nicht berück- 
sichtigter Einzugs- bzw. Zuflußgebiete im Hinter- 
land des Bodensees und welche diesbezüglichen Vor- 
stellungen sind bereits vorhanden? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 28. August 1975 

Um den Gütestand des Bodensees zu verbessern, ihn vor weiterer 
Verschmutzung zu schützen, insbesondere die Eutrophierung aufzu- 
halten, hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß die Abwässer 
am See und in seinem gesamten Einzugsgebiet vollbiologisch gereinigt 
und die Pflanzennährstoffe durch dritte Reinigungsstufen weitmög- 
lichst zurückgehalten werden. Mit den Landesregierungen von Baden- 
Württemberg und Bayern wird rechtzeitig zu prüfen sein, ob eine Ver- 
längerung des Fünf-Jahres-Sanierungs-Programmes für den Bodensee 
möglich ist. Die weitere Förderung mit Bundeszuschüssen wird u. a. im 
wesentlichen davon abhängig gemacht werden müssen, ob und wieweit 
die Gemeinden und die Länder Baden-Württemberg und Bayern in der 
Lage sein werden, vordringliche Sanierungsmaßnahmen aus eigener 
Kraft, gegebenenfalls bei gleichzeitiger Förderung aus anderen Bun- 
desprogrammen, z. B. mit ERP-Krediten, durchzuführen. Zweifellos 
wird man hierbei aber auch schon die Möglichkeiten einer Förderung 
aus dem Aufkommen nach dem Abwasserabgabengesetz prüfen müssen. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß das Abwasserabgabengesetz, 
von dem sie sich den entscheidenden Anstoß für einen wirksameren 
Gewässerschutz verspricht, noch in dieser Legislaturperiode erlassen 
werden wird. Sie hofft, in den bevorstehenden Beratungen des Ge- 
setzes in Bundestag und Bundesrat hierfür die erforderliche Mehrheit 
zu finden. 


9. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Wieweit erfolgte eine Abstimmung des Bodensee- 
Rheinprogramms mit den Bodenseeanrainerländern 
Österreich und Schweiz bezüglich der Ziele und 
Auflagen im Rahmen der Bodensee-Abkommen und 
wie sind diesbezüglich die Erfahrungen? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 28. August 1975 

Die Internationale Gewässerschutzkommission für den Bodensee hat 
bereits 1971 ein mit allen Anliegerstaaten abgestimmtes Bau- und 
Investitionsprograram vereinbart, über dessen Realisierung und Fort- 
schritte anläßlich der jährlich stattfindenden Sitzungen der Kommission 
jeweils berichtet wird. Die bei der letzten Sitzung im Mai dieses Jahres 
erstatteten Berichte lassen erkennen, daß das angestrebte Bauprogramm 
auch im vergangenen Jahr -- trotz der ungünstigen wirtschaftlichen 
Entwicklung und der Schwierigkeiten bei der Mittelbeschaffung - von 
den Anliegerländern im wesentlichen erreicht wurde, wenn auch in der 
Verwirklichung des Gesamtprogrammes gewisse zeitliche Verzöge- 
rungen eingetreten sind. Das Bau- und Investitionsprogramm umfaßt 
sämtliche Reinhaltemaßnahmen, die im Zeitraum von 1960 bis 1980 
bereits ausgeführt wurden oder vordringlich durchgeführt werden 
müssen. Die Mitgliedstaaten sind der Überzeugung, daß die Verwirk- 
lichung dieses Programmes sich positiv auf den Gütezustand des Sees 
auswirken wird, die Erreichung dieses Zieles aber noch großer An- 
strengungen bedarf. 

Die Abstimmung und Koordination aller notwendigen Maßnahmen, 
dazu gehört nach übereinstimmender Auffassung vor allem auch die 
Phosphatfällung in dritten Reinigungsstufen, ist im Rahmen der Zu- 
sammenarbeit in der Internationalen Gewässerschutzkommission 
für den Bodensee sichergestellt. 

Die Internationale Gewässerschutzkommission für den Bodensee hat 
schon 1967 als erste europäische Gewässerschutzkommission Richt- 
linien für die Reinhaltung des Bodensees verabschiedet. Die Mitglied- 
staaten sind verpflichtet, diese nach Maßgabe ihres innerstaatlichen 
Rechtes nach besten Kräften durchzusetzen. In den Richtlinien werden 
insbesondere die Anforderungen an die Einleitung häuslicher und 
gewerblicher Abwässer im einzelnen festgelegt. 

Für die verschiedenen Forschungsinstitute am See werden die Unter- 
suchungsprogramme so festgelegt, daß Erfolge der Sanierungsmaß- 
nahmen festgestellt oder Entscheidungshilfen für noch erforderliche 
Reinhaltemaßnahmen gegeben werden können. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß auch die Regierungen 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik Österreich 
alle in ihrer Macht stehenden Maßnahmen durchführen, um die ge- 
steckten Ziele zu erreichen. Insofern findet das Bundesprogramm zur 
Sanierung von Rhein und Bodensee in den Bemühungen der Nachbar- 
staaten seine Ergänzun<y. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


Ist die Bundesregierung bereit, den Entwurf eines 
Gesetzes vorzulegen bzw. bei der Neuordnung des 
Konkursrechts Regelungen vorzusehen, wonach den 
Arbeitnehmern eines in Schwierigkeiten geratenen 
Unternehmens nachrangig nach dem Recht des 
Kapitaleigners das Recht auf Betreibung eines 
Zwangsvergleichs eingeräumt wird, um den Arbeit- 
nehmern auf diese Weise die Fortsetzung des Be- 
triebs und damit die Sicherung der Arbeitsplätze 
zu ermöglichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 3. September 1975 

Der Vorschlag, den Arbeitnehmern eines in Konkurs geratenen Unter- 
nehmens die Möglichkeit zu geben, einen Zwangsvergleich mit dem 
Ziel der Betriebsübernahme zustande zu bringen, soll der Erhaltung der 


10. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 
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Arbeitsplätze dienen. In der Erhaltung der Arbeitsplätze sieht die 
Bundesregierung aus sozialen Gründen eine ihrer wichtigsten Aufgaben. 
Deshalb wird sie den Vorschlag, der in geeigneten Fällen den im Kon- 
kurs zumeist am schwersten wiegenden Nachteil des Verlustes des 
Arbeitsplatzes von den Betriebsangehörigen abwenden könnte, in ihre 
Überlegungen zu einer besseren Ausgestaltung des Konkursrechts ein- 
beziehen. 

Der Vorschlag wirft allerdings eine Reihe von schwierigen Problemen 
auf. Er läßt sich deshalb nicht einfach durch eine Erweiterung der 
konkursrechtlichen Vorschriften über den Zwangsvergleich verwirk- 
lichen, den das geltende Recht als Vertrag zwischen Gemeinschuldner 
und nicht bevorrechtigten Konkursgläubigern regelt. Abgesehen davon, 
daß das Verhältnis klargestellt werden müßte, in dem die Befugnis des 
Gemeinschuldners, einen Zwangsvergleich zustande zu bringen, zu einer 
entsprechenden Möglichkeit für die Arbeitnehmer stünde, wäre auch der 
Übergang des Unternehmens und der Verbindlichkeiten des Gemein- 
schuldners, der Umfang der Haftung sowie die Frage, mit welchem 
Vermögen gehaftet wird, zu regeln. Auch wäre eine geeignete organi- 
satorische Zusammenfassung der Betriebsangehörigen, die das Unter- 
nehmen fortführen wollen, sicherzustellen. Die Bundesregierung wird 
diese Probleme zunächst im Rahmen der Rechtstatsachenforschung, 
die zum Konkursrecht in Angriff genommen worden ist, prüfen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11.. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Warum werden den entsprechend qualifizierten 
Privat-Ausbildungshaushalten bei der Ausbildung 
von Hauswirtschafts-Lehrlingen nicht die gleichen 
Vergünstigungen (insbesondere im steuerlichen 
Bereich) gewährt, wie sie Ausbildungs-Betrieben 
in der übrigen Wirtschaft zuteil werden? 


12. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung dafür Sorge zu 
tragen, daß gemäß dem Gleichheitsgrundsatz des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland die 
entsprechend qualifizierten Privat-Ausbildungshaus- 
halte künftig nicht mehr benachteiligt werden und 
daß gleichzeitig das Lehrlings-Ausbildungsangebot 
ausgeweitet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 

vom 2. September 1975 

1 . Vergütungen, die Lehrlingen in Ausbildungsbetrieben des industriel- 
len und handwerklichen Bereichs gezahlt werden, stellen Arbeitslohn 
für gewerbliche Dienstleistungen dar, der als Betriebsausgabe den 
Gewinn des Unternehmens mindert. Es handelt sich hierbei nicht um 
eine besondere steuerliche Vergünstigung für die Ausbildung von 
gewerblichen Lehrlingen. 

Aufwendungen für hauswirtschaftliche Dienstleistungen gehören 
ebenso wie andere Aufwendungen für den Haushalt zu den nicht 
abzugsfähigen Ausgaben im Sinne des § 12 des Einkommensteuer- 
gesetzes (EStG). Das gilt auch für Vergütungen, die einem hauswirt- 
schaftlichen Lehrling gezahlt werden. Dieser erbringt auch im 
Rahmen seines Lehrverhältnisses hauswirtschaftliche Dienstleistun- 
gen. Derartige Aufwendungen können nur als außergewöhnliche 
Belastungen wegen Beschäftigung einer Hausgehilfin zu einer Steuer- 
ermäßigung nach § 33 a Abs. 3 EStG führen. Nach dieser Vorschrift 
können Aufwendungen bis zu 1200 DM im Kalenderjahr vom Ge- 
samtbetrag der Einkünfte abgezogen werden. Hausgehilfin im Sinne 
dieser Vorschrift ist auch ein hauswirtschaftlicher Lehrling; beson- 
dere Kenntnisse im Haushalt sind nicht erforderlich, damit eine 
im Haushalt beschäftigte Person als Hausgehilfin im Sinne des § 33 a 
Abs. 3 EStG anerkannt werden kann. 
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2. Aufwendungen für Dienstleistungen im Rahmen eines Unternehmens 
sind steuerlich nicht vergleichbar mit Aufwendungen für Dienst- 
leistungen im Rahmen eines privaten Haushalts. Die unterschiedliche 
steuerliche Behandlung von Aufwendungen für Lehrlinge in indu- 
striellen oder handwerklichen Ausbildungsbetrieben und von Auf- 
wendungen für hauswirtschaftliche Lehrlinge in privaten Aus- 
bildungshaushalten stellt daher keine Verletzung des Gleichheits- 
grundsatzes dar. 


13. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung, daß von 1970 
bis 1975 die B 6-Stellen von 183 auf 203, die 
B 3-Stellen von 513 auf 855 angestiegen sind, 
während die A 16-Stellen von 581 auf 339 ge- 
fallen sind, so daß 339 A 16-Stellen 855 B 3- 
Stellen gegenüb erstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 4. September 1975 

Die Vermehrung der Planstellen der Besoldungsgruppe B 3 in der 
Zeit von 1970 bis 1975 in den Bundesministerien beruht im wesent- 
lichen darauf, daß durch das Erste Besoldungsvereinheitlichungs- 
und Neuregelungsgesetz vom 18. März 1971, das von allen Fraktionen 
des Deutschen Bundestages bei nur einigen Gegenstimmen beschlossen 
wurde, der Anteil der Planstellen in Bes. Gr. B 3 von höchstens 50 v. H, 
auf bis zu 75 v. H. der für Ministerialräte ausgebrachten Planstellen 
erhöht wurde (Artikel I Nr. 19.2 Buchstabe b des 1. BesVNG). In 
Durchführung dieser Bestimmung wurden seinerzeit 3 1 7 Planstellen 
mit Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages auf Grund des § 15 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1971 mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1971 aus Bes. Gr. A 16 nach Bes. Gr. B 3 gehoben. 

Im übrigen ist die Vermehrung der von Ihnen angesprochenen Plan- 
stellen auf Organisationsmaßnahmen innerhalb der Bundesregierung, 
z. B. die Herauslösung der Forschungs- und Technologieaufgaben aus 
dem früheren Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, sowie 
vor allem auf den in dieser Zeit eingetretenen Aufgabenzuwachs, wie 
Umweltschutz, Steuerreform, Bildungsplanung, Justizreform usw. 
zurückzuführen. 


14. Abgeordneter Können die Spenden, mit denen Eltern von Schülern 
Höcherl und Schülerinnen - dem Vorschlag des hessischen 

(CDU/CSU) Kultusministers folgend - die Beschäftigung arbeits- 

loser Lehrer sicherstellen, ohne Begrenzung als 
Sonderausgaben im steuerrechtlichen Sinne aner- 
kannt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 3. September 1975 

Nach § 10 b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes sind Spenden zur 
Förderung der als besonders förderungswürdig anerkannten gemein- 
nützigen Zwecke bis zu bestimmten Höchstgrenzen als Sonderausgaben 
abzugsfähig, wenn sie an eine gemeinnützige Körperschaft, eine Körper- 
schaft des öffenthchen Rechts oder eine öffentliche Dienststelle ge- 
leistet werden (§ 48 Abs. 3 der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung). Zu den als besonders förderungswürdig anerkannten 
gemeinnützigen Zwecken gehört u. a. die Förderung der Erziehung und 
der Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe (Ziffer 5 
der Anlage 7 zu den Einkommensteuer-Richtlinien). 

Die Besoldung von Lehrern durch die Eltern der Schüler kann nicht als 
Spende im Sinne des Gesetzes angesehen werden. 
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Spenden sind freiwillige und unentgeltliche Zuwendungen. Dieses 
Tatbestandsmerkmal wäre bei der Lehrerbesoldung durch die Eltern def 
Schüler nicht erfüllt, da sie als Entgelt für die Unterrichts- und Er- 
ziehungsleistungen der Lehrer gezahlt würde. Es würde sich also um 
Zahlungen handeln, die dem Schulgeld bei Privatschulen vergleichbar 
sind. Dieses stellt nach allgemeiner Auffassung der Finanzgerichte 
(vgl. Urteil des Bundesfinanzhofs vom 1 . April 1 960 im Bundessteuer- 
biatt Teil III Seite 231) und der Finanzverwaltung keine Spende im 
Sinne des § 10 b des Einkommensteuergesetzes dar. 


15. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung habe die 

Dr. DoUinger Deutsche Bundesbank zu der Senkung des Diskont- 

(CDU/CSU) Satzes nicht aus konjunkturpoütischen Erwägungen 

veranlaßt, sondern um das Defizit des Bundeshaus- 
halts mit bühgeren Krediten finanzieren zu können, 
und welche Stellung haben die Vertreter der Bun- 
desregierung bei der Sitzung des Zentralbankrates 
auf Grund welcher Erwägungen im einzelnen 
bezogen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 2. September 1975 

Es trifft nicht zu, daß die Bundesregierung die Deutsche Bundesbank 
veranlaßt hat, die Senkung des Diskontsatzes vorzunehmen. Hierzu 
fehlen schon die rechthchen Möglichkeiten, weil die Bundesbank bei 
der Ausübung der Befugnisse, die ihr nach dem Bundesbankgesetz 
zustehen, von Weisungen der Bundesregierung unabhängig ist. 

Mit Rücksicht auf die notwendige Vertraulichkeit der Sitzungen des 
Zentralbankrates sieht sich die Bundesregierung nicht in der Lage, 
Einzelheiten der Beratungen im Zentralbankrat mitzuteilen. 


16. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Ziegler Zeitung vom 20. August 1975 zu, daß in der Lohn- 

(CDU/CSU) Steuerrichtlinie 1975 die Freigrenzen, Pauschbeträge 

und Grenzwerte, obwohl sie zum Teil seit 20 Jahren 
nicht verändert worden sind, wiederum nicht der 
wirtschaftlichen Entwicklung und der Geldent- 
wertung angepaßt wurden, und wie rechtfertigt die 
Bundesregierung - bejahendenfalls - die darin 
enthaltene weitere stillschweigende Steuerer- 
höhung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 2. September 1975 

Die Darstellung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung in der Ausgabe 
vom 20. August 1975 ist in wesentlichen Punkten unrichtig und un- 
sachlich. 

Es gibt in den Lohnsteuer-Richtlinien 1975 keine Freigrenzen, Pausch- 
beträge und Grenzwerte, die — wie behauptet wird — seit 20 Jahren 
der wirtschaftlichen Entwicklung nicht angepaßt worden wären. Von 
der Sache her notwendige und im Rahmen der Haushaltslage vertretbare 
Anpassungen sind vielmehr laufend vorgenommen worden. Das gilt ins- 
besondere für die ausdrücklich angesprochenen Pauschbeträge bei 
doppelter Haushaltsführung und bei Auswärtstätigkeit; diese Pausch- 
beträge sind letztmals mit Wirkung ab 1. Oktober 1973 bzw. 1. Januar 
1974 erhöht worden. 

Der weiter angesprochene Essensfreibetrag von 1,50 DM arbeitstäghch 
besteht zwar schon seit 1957, jedoch hat die Bundesregierung hierzu 
wiederholt erklären müssen, daß einer Erhöhung rechtliche und haus- 
haltsmäßige Bedenken entgegenstehen. 
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Die wichtigsten Frei- und Pauschbeträge wurden im Rahmen der Ein- 
kommensteuerreform überprüft und mit Wirkung ab 1975 erhöht bzw. 
neu eingeführt . Ich zähle die wichtigsten auf : 

Erhöhung des tariflichen Grundfreibetrags von 1680 DM auf 3000 DM, 
des Sonderfreibetrages für Alleinstehende mit Kindern von 1200 DM 
auf 3000 DM, der steuerfreien Pauschbeträge für Körperbehinderte 
um rund 40 %, des Arbeitnehmerfreibetrags von 240 DM auf 480 DM, 
des Versorgungsfreibetrags von 25 % bzw. 2400 DM auf 40 % bzw. 
4800 DM, des Höchstbetrags für den Unterhalt bedürftiger Angehöriger 
von 1200 DM auf 3000 DM; eingeführt werden der Altersentlastungs- 
betrag, die Vorsorgepauschale und der Altenheim-Freibetrag. 

Bei dieser Sachlage kann von einer „weiteren stillschweigenden Steuer- 
erhöhung“ nicht die Rede sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


17. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


Zu welchen Ergebnissen haben die Bemühungen 
der Bundesregierung um Intensivierung der Zu- 
sammenarbeit zwischen nationalen Wettbewerbs- 
behörden geführt, und ist die Bundesregierung 
bereit, eine Initiative der EG-Kommission zur 
Ausarbeitung eines multilateralen Rechts- und 
Amtshilfeabkommens über Zustellung und Voll- 
streckung von Kartellentscheidungen im Rahmen 
der UNCTAD zu unterstützen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 28. August 1975 

Die Bundesregierung hat stets eine Intensivierung der Zusammenarbeit 
zwischen nationalen Wettbewerbsbehörden angestrebt. Das in der 
OECD-Empfehlung über die Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten auf dem Gebiete wettbewerbsbeschränkender Geschäftsprakti- 
ken im internationalen Handel von 1967 (C [67] 53 [Final]) vorge- 
sehene Unterrichtungsverfahren, das maßgeblich auch auf deutsche 
Initiative zurückgeht, wird von den OECD-Mitgliedstaaten zunehmend 
angewandt. Daneben besteht im Bereich der OECD eine Empfehlung 
an die Regierungen der Mitgliedstaaten, die ein freiwilliges Konsul- 
tations- und Schlichtungsverfahren bei wettbewerbsbeschränkenden 
Praktiken mit Auswirkungen auf den internationalen Handel vorsieht 
(C [73] 99 [Final]). Darüber hinaus hat die amerikanische Regierung 
nach vorbereitenden inoffiziellen Gesprächen während des letzten 
Jahres jetzt den Vorentwurf für ein Regierungsabkommen zur gegen- 
seitigen Zusammenarbiet der Wettbewerbsbehörden der USA und der 
Bundesrepublik Deutschland übersandt der im wesentlichen einen 
umfassenden Informationsaustausch vorsieht. Die Stellungnahme der 
Bundesregierung zu diesem amerikanischen Vorentwurf wird gegen- 
wärtig vorbereitet. Nach Auffassung der Bundesregierung soll dieses 
Abkommen Modellcharakter haben, so daß es als Grundlage für spätere 
Abkommen mit anderen Staaten dienen könnte. 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bestrebungen, die die Verbesse- 
rung der Möglichkeiten einer internationalen Zusammenarbeit zum 
Ziele haben. Sie würde daher auch einer Initiative der EG-Kommission 
zur Ausarbeitung eines multilateralen Rechts- und Amtshilfeabkom- 
mens über Zustellung und Vollstreckung von Kartellentscheidungen auf- 
geschlossen gegenüberstehen. 
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18. Abgeordneter Kann die Bundesregierung ausschließen, daß im 

Milz Bereich des Rheinischen Braunkohlengebietes durch 

(CDU/CSU) erhebliche Grundwasserabsenkungen die gleichen 

Schäden entstehen wie dies in Ronneberg in Nieder- 
sachsen der Fall war, und ist die Bundesregierung 
bereit, die vermutlich durch Grundwasserabsenkung 
entstandenen Schäden am Schloß Türnich im Erft- 
kreis auf ihre Ursachen untersuchen zu lassen? 

19. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für angezeigt, solche 

Milz Schäden im Bereich des Abbaues der Rheinischen 

(CDU/CSU) Braunkohle weitgehend auszuschüeßen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 28. August 1975 

Der Fall der Kaligrube Ronneberg ist auf den Abbau von Braunkohle 
im rheinischen Revier nicht übertragbar. Entscheidend hierfür sind 
nicht nur die besonderen Ursachen der bei Ronneberg aufgetretenen 
Schäden, sondern insbesondere die grundsätzlich voneinander abwei- 
chenden geologischen, hydrologischen und bergtechnischen Verhält- 
nisse, die einem unterirdischen Abbau von Bodenschätzen wie in 
Ronneberg einerseits und der Gewinnung von Braunkohle im Tage- 
bau andererseits zugrunde liegen. 

Aber auch die Tatsache, daß bei der Braunkohlengewinnung im Tage- 
bau Grundwasserabsenkungen unerläßlich sind, gibt keinen Anlaß, 
Schadensereignisse wie in Ronneberg zu besorgen, denn im Braun- 
kohlenbergbau wird das Grundwasser systematisch, weitflächig und 
kontrolliert aus weitgehend homogenen Gebirgsschichten abgesenkt. 
Die dabei nicht auszuschließenden Bodensenkungen halten sich in 
Grenzen und sind nach Art und Ausmaß durchaus vergleichbar mit 
Schäden, die bei der Entnahme von Grundwasser für andere Zwecke, 
z. B. der Trinkwasserversorgung durch Wasserwerke, entstehen können. 

Nach den bisherigen Erfahrungen kann daher ausgeschlossen werden, 
daß im Bereich des rheinischen Braunkohlengebietes die gleichen 
Schäden durch Grundwasserabsenkung eintreten können wie im Fall 
der Kaligrube Ronneberg. 

Über die Ursachen der Schäden am Schloß Türnich liegt, wie die Bun- 
desregierung vom Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen unterrichtet worden ist, bereits eine Viel- 
zahl von Untersuchungen vor, darunter drei Gutachten, die in der Zeit 
von 1964 bis 1971 im Auftrag von Dienststellen des Landes Nord- 
rhein-Westfalen erstellt worden sind. Damit in Zusammenhang stehen- 
de verwaltungsrechtliche Fragen sind durch ein Urteil des Oberver- 
waltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen aus dem Jahr 1973 
rechtskräftig geklärt. Gegenwärtig schwebt zwischen dem Eigentümer 
von Schloß Türnich und der Rheinischen Braunkohlen werke AG ein 
Rechtsstreit über privatrechtliche Schadenersatzansprüche. Schon aus 
diesen Gründen erscheint ein Tätigwerden der Bundesregierung nicht 
angebracht, ganz abgesehen davon, daß der von Ihnen aufgeworfene 
Fragenkomplex nicht in den Zuständigkeitsbereich der Bundesregierung 
fällt. Ich stelle Ihnen daher anheim, sich zur Klärung weiterer Fragen an 
die Regierung des Landes Nordrhein-Westfalen zu wenden. 

20. Abgeordneter Wie vereinbart sich die Behauptung des Bundes- 

Höcherl kanzlers, unsere Wirtschaft stehe vor einem Super- 

(CDU/CSU) Boom mit der Erwartung des Bundeswirtschafts- 

ministers, das nächste Jahr werde lediglich eine 
,,sehr behutsam sich nach oben entwickelnde Kon- 
junktur“ mit immer noch hohen Arbeitslosen- 
zahlen bringen und von welchen Annahmen über 
die künftige wirtschaftliche Entwicklung und über 
den gegenwärtigen konjunkturellen Standort geht 
die Bundesregierung wirklich aus? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 28. August 1975 

Die Formulierung Ihrer Frage erweckt den falschen Eindruck, als habe 
der Bundeskanzler behauptet, ,, unsere Wirtschaft stehe vor einem 
Super-Boom“. Richtig ist dagegen, daß der Bundeskanzler (Bundes- 
pressekonferenz vom 25. Juni 1975) gesagt hat, man müsse es für 
möglich halten, daß wir bei einem synchron beginnenden und ver- 
laufenden Aufschwung in weltweitem Maßstab zu konjunkturellen 
Übersteigerungen kommen könnten und daß er deswegen eine der- 
artige Gefahr wegen der erwünschten Verstetigung der weiteren Wirt- 
schaftsentwicklung schon jetzt ins Auge fasse. Diese wachsame Hal- 
tung gegenüber einer möglichen späteren Gefahr vereinbart sich durch- 
aus mit der Erwartung, daß es sich bei einer Belebung wahrscheinlich 
um eine sehr behutsam sich nach oben entwickelnde Konjunktur 
handeln wird. 

Gegenwärtig befinden wir uns in einer Übergangsphase. Die konjunk- 
turstatistischen Daten deuten einerseits auf eine gewisse Stabilisierung 
hin; andererseits bieten die derzeitigen binnen- und außenwirtschaft- 
lichen Indikatoren noch keinen verläßlichen Beweis dafür, daß eine 
dauerhafte Wende im Konjunkturverlauf eingetreten ist. Das gegen- 
wärtige Datenbild stützt aber die Annahme, daß sich die gesamtwirt- 
schaftliche Aktivität im weiteren Verlauf steigern wird. 


2 1 . Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Welche besonders wirksamen Beispiele für die mit 
„Neidkomplexen durchsetzte Unternehmerbe- 
schimpfung“, die nach Feststellung des Bundes- 
wirtschaftsministers mit Schuld an der gegenwärti- 
gen Wirtschaftskrise ist, kann die Bundesregierung 
nennen und welche Konsequenzen ergeben sich 
daraus für die Bundesregierung insbesondere auf 
den Gebieten der Gesellschafts-, Medien- und 
Bildungspolitik sowie ihrer eigenen Öffentlich- 
keitsarbeit? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 5. September 1975 

Ihre Anfrage bezieht sich vermutlich auf eine Äußerung von Bundes- 
minister Dr. Friderichs, die er am 2. August 1975 in einer Sendereihe 
des Südwestfunks in seiner Eigenschaft als stellvertretender Vorsitzen- 
der der F.D.P. gemacht hat und die in der Wirtschaftswoche Nr. 34 vom 
15. August 1975 teilweise zitiert worden ist. Beispiele für die dabei 
angesprochene unsachliche Kritik an Marktwirtschaft und Unter- 
nehmertum werden von der Bundesregierung nicht eigens gesammelt 
und archiviert; es erschiene auch nicht angemessen, sie durch Wieder- 
holung aufzuwerten. Die Bundesregierung läßt sich in ihrer Politik 
davon nicht beeinflussen und tritt ihnen klar und unmißverständ- 
lich entgegen, wie gerade auch die mit Ihrer Anfrage angesprochenen 
Darlegungen von Herrn Minister Dr. Friderichs zeigen. 


22. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung bei der am 20. August 
1975 im Bundesanzeiger veröffentlichten Neu- 
fassung der ,, Richtlinien für die Berücksichtigung 
bevorzugter Bewerber bei der Vergabe Öffentlicher 
Aufträge“ die sozial- und wirtschaftspolitische 
Notwendigkeit für die Einbeziehung von Vertriebe- 
nen, Sowjetzonenflüchtlingen, Verfolgten und Eva- 
kuierten überprüft, und wenn ja, wie sieht die Kon- 
zeption der Bundesregierung auf diesem Gebiet für 
das 21. Jahrhundert unter besonderer Berück- 
sichtigung der Vererbbarkeit von Rechten nach dem 
BVFG, dem BEG und dem Bundesevakuierten- 
gesetz aus? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 4. September 1975 

Die Einbeziehung der Vertriebenen, Sowjetzonenflüchtlinge, Ver- 
folgten und Evakuierten in die ,, Richtlinien für die Berücksichtigung 
bevorzugter Bewerber bei der Vergabe öffentlicher Aufträge“ ist nach 
dem Bundesvertriebenengesetz, Bundesentschädigungsgesetz und Bun- 
desevakuiertengesetz vorgeschrieben. Solange diese gesetzlichen Be- 
stimmungen gelten, bleibt daher bei einer Neufassung dieser Richt- 
linien kein Raum für die Prüfung der Frage, ob die Einbeziehung 
dieser Personengruppen aus sozial- und wirtschaftspolitischen Grün- 
den notwendig ist. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die Betriebe der Vertriebenen 
und Flüchthnge auch heute in einer Reihe von Fällen noch nicht 
ausreichend konsolidiert sind. Für die Festigung dieser Betriebe ist es 
von ausschlaggebender Bedeutung, daß sie in ausreichendem Maße 
Aufträge erhalten, weil anderenfalls auch die ihnen von der öffent- 
lichen Hand gewährten Investitions- und Betriebsmittelkredite ge- 
fährdet werden. Damit drohen nicht nur Verluste an Öffentlichen 
Mitteln, sondern es wird auch der erstrebte sozialpolitische Erfolg 
der Eingliederung in Frage gestellt. Insbesondere ist zu berücksichtigen, 
daß weiterhin Aussiedler aus den Ostblockstaaten (z. B. Polen) und 
Flüchtlinge aus der DDR in der Bundesrepublik Deutschland eintreffen, 
die bei ihrer Eingliederung in das wirtschaftliche und soziale Leben auf 
Förderungsmaßnahmen angewiesen sind, wie sie das Bundesvertriebe- 
nengesetz für diesen Personenkreis vorsieht. Die in § 74 dieses Gesetzes 
getroffene Regelung für die Bevorzugung bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge muß daher bis auf weiteres beibehalten werden. Sind die 
Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge in das wirtschaftliche und 
soziale Leben in einem nach ihren früheren wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnissen zumutbaren Maße eingegliedert, steht den hier- 
für zuständigen Stellen das Recht zu, bei der zuständigen Behörde 
die Aussteuerung nach § 13 des Gesetzes zu beantragen. Diese Vor- 
schrift reicht aus, um eine mißbräuchliche Ausnutzung der einge- 
räumten Vergünstigungen von vornherein zu verhindern, so daß es 
auf die von Ihnen angesprochene Frage einer ,, Vererbbarkeit“ nicht 
ankommt. Die Überlegung, daß bei einer wirtschaftlichen Eingliede- 
rung die Bewerber nicht mehr bevorzugt behandelt werden, findet 
auch für die Verfolgten und Evakuierten bereits in den einschlägigen 
Gesetzen ihren Niederschlag, 


23. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/CSU) 


Zu wieviel Prozent war die Produktionskapazität 
der deutschen Industrie im Juni 1974 ausgelastet 
und wie hoch war der Auslastungsgrad im Juni 
1975? 


24. Abgeordneter Um wieviel Prozent lagen die Auftragseingänge 

Zeyer der deutschen Industrie im Juli 1975 über bzw. 

(CDU/CSU) unter denen vom Juli 1974? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 5. September 1975 

Der Auslastungsgrad der Verarbeitenden Industrie (ohne Nahrungs- 
und Genußmittelindustrie) betrug im Juli 1975 74,2 %. Ein Jahr zuvor 
hatte er bei 8 1 ,8 % gelegen. 

Wie der Herr Parlamentarische Staatssekretär Grüner in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages am 18. Juni 1975 erläuterte, wird 
der Auslastungsgrad der Industrie nicht im Rahmen der amtlichen 
Statistik erfaßt, sondern von einigen wirtschaftswissenschaftlichen 
Instituten auf Grund recht unterschiedlicher Verfahren geschätzt. 
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Die vorgenannten Zahlen wurden vom Ifo-Institut für Wirtschafts- 
forschung im Rahmen seiner Konjunkturbefragung der Unternehmer 
ermittelt; die Stichmonate für die Feststellung der Kapazitätsauslastung 
sind Januar, April, Juli und Oktober. 

Die Auftragseingänge bei der Industrie unterschritten im Juli 1975 
— nach dem Auftragsschub vor Auslaufen der Bestellfrist zur Erlangung 
der Investitionszulage im Juni — das entsprechende Vorjahresniveau um 
4,5 %. Bei arbeitstäglicher Rechnung betrug der Abstand -3 %, Eine 
Aufgliederung nach Inlands- und Auslandsbestellungen sowie nach den 
industriellen Hauptgruppen ergibt folgende jährliche Veränderungs- 
raten (in %) : 



ins- 

gesamt 

Inland 

Ausland 

Verarbeitende Industrie 

- 4,5 

+ 1,4 

- 16,9 

Grundstoffindustrie 

- 16,7 

-12,4 

-26,4 

Investitionsgüterindustrie 

+ 7,7 

+ 19,7 

-10,8 

Verbrauchsgüterindustrie 

- 8,3 

- 6,4 

-19,1 


25. Abgeordenter Beabsichtigt die Bundesregierung im Rahmen des 
Dr. Wamke geplanten Haushaltssicherungsgesetzes Kürzungen 

(CDU/CSU) bei der Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung der 

regionalen Wirtschaftsstruktur“ vorzunehmen? 


26. Abgeordneter 

♦ Dr. Warnke 

(CDU/CSU) 


Falls die Bundesregierung im Rahmen des geplanten 
Haushaltssicherungsgesetzes die Mittel der Gemein- 
schaftsaufgabe ,, Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ kürzt, wird sie dann die Zonen- 
randförderungsmittel von dieser Kürzung aus- 
nehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 5. September 1975 

Es ist zutreffend, daß das Bundeskabinett beschlossen hat, ab Haus- 
haltsjahr 1977 die Ansätze in der mittelfristigen Finanzplanung bei 
gemeinschaftlich finanzierten Ausgaben um 10 v. H. zu kürzen. Ein- 
zelheiten werden zu gegebener Zeit festgelegt. Aus diesem Grunde 
kann ich zu Ihrer zweiten Frage zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
keine Stellung nehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die britische 
und französische Fischerei erhebliche Subventionen 
erhält, und in welcher Weise gedenkt sie die Wettbe- 
werbsgleichheit der deutschen Fischerei sicherzu- 
stellen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 29. August 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Seefischerei in den Mitglied- 
staaten der EG und auch in den mit der deutschen Fischerei kon- 
kurrierenden Drittländern nach Höhe und Art unterschiedlich , mit 
öffentlichen Mitteln gefördert wird. Nach einem von der EG-Kom- 
mission zusammengestellten Gesamtvergleich der in den Mitglieds- 
ländern gewährten Beihilfen schneidet die deutsche Seefischerei, 
insbesondere die Kutterfischerei, in dieser Hinsicht nicht ungünstig ab. 

Auf der Grundlage der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 vom 20. Okto- 
ber 1970 (Amtsblatt Nr. L 326/1) über die Einführung einer gemein- 
samen Strukturpolitik in der Fischwirtschaft hat die EG-Kommission 
einen Vorschlag für gemeinsame Regeln zur Vergabe öffentlicher 
Beihilfen an die Fischwirtschaft in den Mitgliedsländern unterbreitet, 
ln einer Verordnung, deren Entwurf gegenwärtig in Brüssel beraten 
wird, sollen insbesondere Bestimmungen über den künftig zulässigen 
Beihilfenkatalog sowie die zulässigen Höchstsätze für die öffentliche 
Förderung festgelegt werden. Die Bundesregierung unterstützt dieses 
Vorhaben nachdrücklich; sie setzt sich dabei unter Wahrung der Be- 
lange der deutschen Seefischerei vor allem für möglichst einheitliche 
Beihilfesätze in allen Mitgliedstaaten ein. Auf die Beantwortung der 
Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Dr. Müller-Hermann vom 
6. August 1975 (Frage 53 in Drucksache 7/3977) wird in diesem Zu- 
sammenhang hingewiesen. 

28. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Tatsache bewußt, daß 

Eigen bei deutschem Raps- und Hybridmais-Saatgut 

(CDU/CSU) offensichtlich ein Preiskartell herrscht, und welche 

Maßnahmen gedenkt sie gegebenenfalls einzuleiten, 
um die deutsche Landwirtschaft vor Marktmacht- 
mißbrauch und damit Übervorteilung zu schützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 1. September 1975 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, daß bei 
deutschem Raps- und Hybridmais-Saatgut ein Preiskartell herrscht. 
Eine derartige Preisabsprache ist beim Bundeskartellamt nicht registriert. 

Gerade bei Mais- und Raps-Saatgut besteht ein sehr differenzierter 
Markt: 

Bei Mais Unterschiede nach Reifegruppen, Verwendungszwecken 
(Körner-, Silo- oder Grünmais), Hybridtypen mit unterschiedlicher 
Vermehrungsschwierigkeit (Einfach-, Doppel-, Topeross-, Dreiwege- 
hybriden; Pollensterilität). 

Bei Raps Unterschiede nach Körnernutzung, Futternutzung oder 
Gründüngung; Erucasaure-Problem. 

Bei beiden Arten teilweise umfangreiche Vermehrung im Ausland. 

Außerdem ist die Marktsituation bei verschiedenen Maissorten derzeit 
durch einen erheblichen Saatgutüberhang gekennzeichnet. Hinzu 
kommt, daß nach Inkrafttreten des ,, Gemeinsamen Sortenkatalogs für 
landwirtschaftliche Pflanzenarten“ in der EG Saatgut von einer Viel- 
zahl von Sorten aus anderen EG-Mitgliedstaaten in der Bundesrepublik 
Deutschland vertrieben werden kann, so daß ungerechtfertigt hohe 
Preise am Markt kaum durchsetzbar sein dürften. Bei erucasäurearmen 
Rapssorten, bei denen nach vorliegenden Informationen die Preise 
deutlich über denen für herkömmliche Sorten liegen, ist die Züchtungs- 
arbeit, die Sortenerhaltung und auch die Vermehrung zumindest wäh- 
rend der Übergangszeit u. a. durch die Notwendigkeit strengerer Iso- 
lierung und zusätzlicher Laborprüfungen verteuert. 

Das Bundeskartellamt wird sich bemühen zu klären, ob Bestimmungen 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen bei Saatgut von 
Hybridmais und Raps verletzt sind. 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß, hervorgerufen 
durch den verweigerten Qualitätszuschlag für eruca- 
säurearmen Raps, in einigen Gebieten der Bundes- 
republik Deutschland wieder erucasäurereiche Raps- 
sorten angebaut werden, und wie wird dieser eruca- 
säurereiche Raps innerhalb der europäischen Raps- 
marktordnung abgesichert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 1. September 1975 

Der Bundesregierung ist aus Verlautbarungen bekannt, daß in einigen 
norddeutschen Gebieten Verträge über den Anbau von erucasäure- 
reichem Raps angeboten wurden. Abschlüsse sollen nur für eine ver- 
hältnismäßig geringe Anbaufläche erfolgt sein. Angesichts der Gesamt- 
situation auf dem Rapsmarkt in der Gemeinschaft wäre es unrealistisch, 
zum Anbau erucasäurereicher Rapssorten zurückkehren zu wollen. 
Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2135/75 der Kommission vom 
14. August 1975 (ABI. der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 217 
vom 15. August 1975; S. 22) ist die Interventionspflicht ab 1. Juli 
1976 auf die neuen Qualitätsrapssorten beschränkt. Ferner ist mit dem 
Erlaß einer Richtlinie des Rates zu rechnen, wonach der Höchstgehalt 
an Erucasäure in Speisefetten, -ölen und Margarine für die Zeit ab 
1. Juli 1976 auf 15 %, in den folgenden Jahren auf 10 %, begrenzt 
wird. Erucasäurehaltiger Raps kann ab Ernte 1976 nicht mehr zur 
Intervention angeboten werden; sollte sich jedoch für solche Ware 
ein Abnehmer finden, so würde eine Behilfe gezahlt werden, sofern 
die übrigen Voraussetzungen für die Beihilfengewährung erfüllt sind. 


29. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die französische 
Regierung ihren Landwirten wegen der Dürreschä- 
den zusätzliche Kuhprämien gewähren will, und wie 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls dieser 
neuerlichen Wettbewerbsverzerrung und Verschlech- 
terung der Milchmarktsituation entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. September 1975 

Die von der Bundesregierung in dieser Angelegenheit eingeholten Aus- 
künfte haben bislang ergeben, daß die französische Regierung keine 
zusätzlichen Kuhprämien gewährt. 

Wohl aber ist denkbar, daß andere Hilfen zur Überwindung von Dürre- 
schäden gewährt werden, die möglichweise in den von Ihnen erwähnten 
Pressemeldungen fälschlich als ,, zusätzliche Kuhprämien“ angeführt 
worden sind. 

Zur Hilfe bei der Bewältigung von Schäden, die durch „Naturkatastro- 
phen“ (z. B. Dürre, Hochwasser, Hagel, Frost) entstanden sind, stehen 
der französischen Landwirtschaft nämlich folgende Einrichtungen zur 
Verfügung: 

a) Zinsverbilligte Darlehen 

Wird festgestellt, daß bestimmte Departements bei bestimmten 
Kulturarten von einer Katastrophe betroffen sind, hat das zur Folge, 
daß die Landwirte hinsichtlich dieser Kulturarten zinsverbilligte 
staatliche Darlehen erhalten können. Die Berechnung der Dar- 
lehenshöhe erfolgt je Kulturart nach Fläche oder Futterwert. 

b) Katastrophenhüfsfonds 

Sofern einzelne Landwirte von einer Katastrophe besonders be- 
troffen sind, können sie den ,, Fonds de calamit^ agricole“ in An- 
spruch nehmen. Hierbei handelt es sich um einen Fonds, der zu 
einem Teil von der Landwirtschaft selbst gespeist wird. 

Wie zu erfahren ist, sind wegen der Dürre mehrere Departements zu 
geschädigten Zonen (s. Buchstabe a)) erklärt worden. 
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Da die erwähnten Maßnahmen nur Hilfen bei der Bewältigung ein- 
getretener Schäden betreffen, die bestenfalls einen Ausgleich für aus- 
gefallene Erzeugungsleistungen herbeiführen, handelt es sich nicht 
um Wettbewerbsverzerrungen mit verschlechternden Auswirkungen 
auf den Milchmarkt. 


3 1 . Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung im Falle von frei- 
willigen Betriebszusammenschlüssen in der Land- 
wirtschaft bessere rechtliche und steuerliche Voraus- 
setzungen zu schaffen, die ein großes privates und 
steuerliches Risiko für die Betroffenen ausschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 28. August 1975 

Die Bundesregierung ist seit Jahren bemüht, die rechtlichen und steuer- 
lichen Bedingungen für Betriebszusammenschlüsse in der Landwirt- 
schaft zu verbessern, um eine möglichst weitgehende Gleichstellung von 
kooperativ und individuell bewirtschafteten landwirtschaftlichen Be- 
trieben zu schaffen. 

Auf steuerlichem und förderungsrechtlichem Gebiet konnten bereits 
wesentliche Verbesserungen für landwirtschaftliche Kooperation 
erreicht werden, z. B. im Bewertungsrecht und bei der einzelbetrieb- 
lichen Investitionsförderung. 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes über die Kaufmannseigenschaft von 
Land- und Forstwirten (Drucksache 7/3918) hat sich die Bundes- 
regierung zum Ziel gesetzt, der Landwirtschaft den Zugang zur Rechts- 
form der Personenhandelsgesellschaft (Offene Handelsgesellschaft und 
Kommanditgesellschaft) zu eröffnen und damit gerade eine für Betriebs- 
zusammenschlüsse geeignete Gesellschaftsform anzubieten. Die Mög- 
lichkeit der Haftungsbeschränkung bei der Kommanditgesellschaft 
kommt dem Wunsch nach einer Risikominderung bei landwirtschaft- 
lichen Zusammenschlüssen voll entgegen. 

Die Rechtsformen der OHG und KG erweisen sich auch aus steuerlicher 
Sicht durchaus geeignet für die Landwirtschaft, da sie das steuerliche 
Risiko gegenüber dem landwirtschaftlichen Einzelbetrieb nicht erhöhen. 
Nach geltendem Steuerrecht sind mit einer OHG oder KG, die aus- 
schließlich Landwirtschaft betreibt, spezifische Nachteile steuerlicher 
Art nicht verbunden. 


32. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß andere europäische Staaten bei 
freiwilligen Betriebszusammenschlüssen in der Land- 
wirtschaft nationale Förderungsmittel gewähren, 
die das private Risiko weitestgehend ausschalten 
oder zumindest mildern (z. B. Frankreich), und ist 
eine solche Förderung mit nationalen Mitteln auch 
in der Bundesrepublik Deutschland möglich, etwa in 
Form einer Beitragsübernahme für eine Risiko- 
versicherung zum Schutz des privaten Vermögens 
der Betroffenen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 28. August 1975 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß andere EG-Mitgliedstaaten 
das Haftungsrisiko bei Betriebszusammenschlüssen in der Landwirt- 
schaft durch die Gewährung von öffentlichen Mitteln ausschalten oder 
mindern, z. B. durch eine Beitragsübernahme für eine Risikoversiche- 
rung. 
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Eine solche Förderung dürfte nach Auffassung der Bundesregierung 
auch nicht mit der Richtlinie des Rates vom 17. April 1972 über die 
Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe (72/1 59/EWG) 
vereinbar sein, da den Mitgliestaaten bei Betriebszusammenschlüssen 
lediglich die Gewährung einer Starthilfe als Beitrag zu den Verwaltungs- 
kosten erlaubt ist. 


33. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Mittel der am 30. März 1975 vom Haus- 
haltsausschuB genehmigten 35 Millionen DM zur 
Beseitigung des Schadholzes infolge der Sturm- 
schäden vom November 1972 sind ausgenutzt 
worden, und in welchem Ausmaß ist das Schadholz 
beseitigt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 29. August 1975 

Von einem Beschluß des Haushaltsausschusses vom 30. März 1975 
über die Bereitstellung von 35 Millionen DM ist hier nichts bekannt. 
Ihre Anfrage darf ich dahingehend verstehen, daß Sie wissen möchten, 
wie die insgesamt bereitgestellten Mittel verwendet worden sind. 
Hierzu führe ich aus: 

Für die Beseitigung der Folgen der Sturmschäden vom 13. November 
1972 in der Forstwirtschaft wurden in den Jahren 1973 bis 1975 
insgesamt Bundesmittel in Höhe von 83,5 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt (jeweils aus Kap. 10 02 Tit. 65 207). Von den im Jahr 1973 
den Ländern Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schles- 
wig-Holstein zugewiesenen Bundesmitteln in Höhe von 37,5 Millionen 
DM wurden im Haushaltsjahr 1973 rund 34,3 Millionen DM verausgabt. 
Der Ausgaberest von rund 3,2 Millionen DM wurde ins Haushaltsjahr 
1974 übertragen und zusammen mit den im Bundeshaushaltsplan 

1974 bewilligten 33 Millionen DM den genannten Ländern er- 
neut zur Bewirtschaftung zugewiesen. Der im Jahr 1974 ver- 
bliebene Ausgaberest von 236 414,43 DM wurde ins Haushaltsjahr 

1975 übertragen und zusammen mit den im Bundeshaushaltsplan 
1975 bewilligten 13 Millionen DM dem Land Niedersachsen zur Be- 
wirtschaftung zugewiesen. 

Nach den Feststellungen des Niedersächsischen Ministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wurden für die Aufarbeitung von rund 
87 % des aufarbeitungsfähigen Sturmholzes im Niedersächsischen 
Nichtstaatswald Zuschüsse des Bundes und des Landes Niedersachsen 
gewährt. Für den Rest konnten nach den Förderungsgrundsätzen, z. B. 
für das in den Gemeindeforsten angefallene Sturmholz, Beihilfen nicht 
in Anspruch genommen werden. Die förderungsfähige Aufarbeitung des 
Sturmholzes konnte demnach mit Ablauf des Jahres 1974 als abge- 
schlossen betrachtet werden. 

Soweit Zuschüsse zur Aufräumung von Sturmschadensflächen, auf 
denen kein verwertbares Holz angefallen ist, bis Ende 1974 nicht in vol- 
lem Umfang in Anspruch genommen werden, liegt das nach Mitteilung 
des Landes Niedersachsen darin begründet, daß die vorhandenen Arbeits- 
kapazitäten in erster Linie für die Aufarbeitung des verwertbaren 
Sturmholzes eingesetzt werden mußten. Die weitere Aufräumung der 
Flächen erfolgt im Zuge der Vorarbeiten für die Wiederaufforstung, 
für die 1975 die o. a. Bundesmittel in Höhe von rund 13,2 Millionen 
DM gewährt wurden. 


34. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 8. August 1975 zu, die Europäische 
Kommission habe die Importmengen für Cham- 
pignonkonserven nochmals halbiert, und was 
unternimmt — bejahendenfalls — die Bundesregie- 
rung gegen diesen wiederholten Fall einer ver- 
braucherfeindlichen Politik? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 1. September 1975 

Die EG-Kommission hat in eigener Zuständigkeit die Einfuhr von 
Champignonkonserven aus dritten Ländern auf 25 % der im Jahr 
1973 eingeführten Mengen festgesetzt, nachdem vorher eine Beschrän- 
kung auf 50 % ohne spürbare Wirkung geblieben war. Auf die Ver- 
sorgungs- und Preissituation hat sich die Maßnahme der EG-Kommis- 
sion bisher insbesondere deshalb nicht wesentlich ausgewirkt, weil der 
Markt hauptsächlich durch Lieferungen aus EG-Mitghedstaaten versorgt 
wird. 

Trotzdem ist die Bundesregierung um eine Verbesserung der Regelung 
bemüht. 


35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Preise 

Dr. Kempfier für Schwachholz (Industrieholz) so niedrig sind, daß 

(CDU/CSU) für kleine und mittlere Forstbetriebe kaum mehr 

Erträge erzielt werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. September 1975 

Die Preise für Industrieholz haben sich im Durchschnitt im Vergleich 
zum Vorjahr um rund 15 % erhöht. Kiefernindustrieholz weist aller- 
dings rückläufige Preise auf. Beim Industrieholz ist jedoch zu berück- 
sichtigen, daß es weitgehend durch Vorverträge verkauft wird, die in 
der Regel zu Beginn des Forstwirtschaftsjahres abgeschlossen werden. 
Auf Grund der seit Herbst 1974 stark abgeschwächten Produktions- 
und Absatzlage in der Holzwerkstoff-, Zellstoff- und Papierindustrie 
ist inzwischen ein starker Rückgang in der Nachfrage nach Schwach- 
holz eingetreten. Für freie Mengen sind daher derzeit nur geringe 
Absatzmöglichkeiten gegeben. 

Die Ertragslage der Forstwirtschaft insgesamt ist schwach. Zwar 
konnten im Vorjahr infolge guter Absatz- und Preisverhältnisse im 
Durchschnitt der Forstbetriebe positive Betriebsergebnisse erreicht 
werden. Im laufenden Jahr ist jedoch infolge der rückläufigen Ein- 
nahmen, insbesondere wegen der schwachen Absatzlage, mit geringeren 
Betriebsergebnissen zu rechnen. 

Die Preise für Industrieholz liegen trotz der eingetretenen Preisver- 
besserung nach wie vor erheblich unter dem Durchschnittspreis für 
alle Rohholzsorten. Außerdem fallen für Industrieholz höhere Aufar- 
beitungskosten an. Forstbetriebe mit überwiegend jüngeren Beständen, 
die deshalb vornehmlich Schwachholz produzieren, weisen daher eine 
schlechtere Ertragssituation auf als Durchschnittsbetriebe. 


36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, die Einfuhr aus den 
Dr. Kempfier Ostblockstaaten, namentlich aus der Tschechoslo- 
(CDU/CSU) wakei, soweit zu drosseln, daß die inländische 

Erzeugung von Schwachholz noch einigermaßen 
rentabel bleibt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. September 1975 

Der Schwachholzverbrauch in der Bundesrepublik Deutschland belief 
sich 1974 auf 13,6 Millionen Raummeter (Rm). Davon entfielen nur 
1,18 Millionen Rm, also 8,6 % auf den Import. An den Importliefe- 
rungen war die CSSR mit 0,78 Millionen Rm beteiligt. 

Die Industrieholzimporte im ganzen, wie besonders auch aus der CSSR, 
gingen im ersten Halbjahr 1975 deutlich zurück (— 20 %); sie paßten 
sich damit der Verbrauchsentwicklung an. Der Importrückgang war 
besonders ausgeprägt beim Nadelfaserholz, bei dem z. Z. die größten 
Absatzprobleme bestehen. 
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Die Schwierigkeiten auf dem Schwachhoizmarkt haben somit .ihre 
Ursache eindeutig im konjunkturell bedingten Produktionsrückgang 
bei der abnehmenden Industrie und nicht in der Entwicklung der 
Einfuhren. 

Bei dieser Sachlage wäre eine administrative Beschränkung der Holz- 
einfuhr nicht zu begründen und bei der für die Handelspolitik zu- 
ständigen EWG auch nicht durchsetzbar. 

Um dennoch zu einer Lösung des Problems des Schwachholzabsatzes 
und hier besonders in Bayern beizutragen, hat die Bundesregierung 
aber schon im Juli mit der Botschaft der CSSR ein Gespräch geführt, 
mit dem Ziel die kontrahierten Importmengen bis in das Jahr 1976 
hinein zu strecken. Die tschechische Seite sicherte eine wohlwollende 
Prüfung zu. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß deutsche Industrieholzimpor- 
teure bereits mit den tschechischen Steilen eine Reduzierung der 
Lieferungen für das laufende Jahr vereinbart haben. 


37. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu treffen, um die in ihrer Existenz bedrohten 
Landwirte in Elmenhorst, Kreis Herzogtum Lauen- 
burg, dem ohnehin schon problematischen Raum, 
durch Alternativen vor einer Existenzvernichtung 
zu bewahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 27. August 1975 

Wie mein Kollege, der Herr Bundesminister der Verteidigung, bereits 
zu der dazugehörigen Frage über die Erweiterung des Standortübungs- 
platzes Lanken ausgeführt hat, ist weder den Dienststellen des Landes 
noch der Bundesregierung die von Ihnen angesprochene Existenz- 
gefährdung von landwirtschaftlichen Betrieben bekannt. Sollte sie im 
Einzelfall doch gegeben sein, wird sie mit geeigneten Maßnahmen abge- 
wendet werden. 

Die Problematik von Teilen des Kreises Herzogtum Lauenburg ist 
der Bundesregierung bekannt. Sie hat daher in Zusammenarbeit mit 
dem Lande Schleswig-Holstein die entsprechenden Gebiete des Kreises 
in die Gebietsabgrenzung für die Sonderförderung nach der EG-Richt- 
linie über die Landwirtschaft in Berggebieten und bestimmten benach- 
teiligten Gebieten aufgenommen. So erhalten die Betriebe, die die 
Voraussetzungen erfüllen, neben der verbesserten Investitionsförderung 
auch die Ausgleichszulage. Darüber hinaus ist die Bundesregierung 
bemüht, die Wirtschaftskraft des Kreises dadurch zu stärken, daß für 
das Kreisgebiet im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ,, Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ vier Entwicklungsschwerpunkte 
(zwei zu 25 % und zwei zu 15 % Investitionskostenverbilligung) aus- 
gewiesen wurden. 


38. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Für welche Einzelbereiche der Landwirtschaft 
beabsichtigt die Bundesregierung Etatstreichungen 
vorzunehmen und mit welcher Begründung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. September 1975 

Von den Maßnahmen zur Strukturverbesserung des Haushalts ist die 
Landwirtschaft in folgenden Bereichen betroffen: 
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~ Aufwertungsausgleich über die Mehrwertsteuer 

- Frachthilfe Getreide 

- Absatzfonds 

- Zuchtviehexporterstattung 

- Gemeinschaftsaufgabe (ab 1977). 

Einzelheiten wird die Bundesregierung zusammen mit dem Haushalts- 
entwurf für 1976 und dem Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
der Haushaltsstruktur mitteilen. Die Maßnahmen sind erforderlich 
um mittelfristig die Nettokreditaufnahme des Bundes zu verringern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


39. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der in 
den Sommermonaten täglich zu beobachtenden 
Verstöße zahlreicher Soldaten (einschließlich vieler 
Dienstgrade) gegen die Anzugordnung der Bun- 
deswehr, indem sie zum Sommeranzug (Hemd 
mit kurzen Ärmeln, ohne Binder) in der Öffent- 
lichkeit keine Kopfbedeckung tragen, und unter 
Berücksichtigung, daß auch das Einschreiten von 
Vorgesetzten und Feldjägern auf diesem Gebiet 
bisher keine wesentlichen Erfolge herbeizuführen 
vermochte, die entsprechenden Bestimmungen in 
der ZDv 37/10 dahingehend zu ändern, daß zum 
o. a. Sommeranzug keine Kopfbedeckung mehr 
getragen zu werden braucht? 


40. Abgeordneter Für den Fall, daß die Bundesregierung an der 

Dr. Klepsch entsprechenden Bestimmung festhalten will — wel- 

(CDU/CSU) che Gründe machen diese Bestimmung zwingend 

erforderlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 4. September 1975 

Nach den Bestimmungen der ZDv 37/10 ,, Anzugsordnung für die Bun- 
deswehr“ gehört zum Ausgehanzug aller Soldaten stets eine Kopf- 
bedeckung. Je nach Teilstreitkraft, Dienstgradgruppe oder Anlaß 
wird das Barett, das Schiffchen, die weiße Mütze (Marine) oder die 
Schirmmütze getragen. Das Abnehmen dieser Kopfbedeckung in der 
Öffentlichkeit als Anzugserleichterung ist grundsätzlich nur auf beson- 
deren Befehl zulässig. 

Ich habe Ihre Fragen jedoch zum Anlaß genommen, die Notwendigkeit 
des Tragens der Kopfbedeckung an heißen Tagen zum Sommeranzug 
grundsätzlich zu überprüfen. 

Über das Ergebnis der Prüfung werde ich Sie unterrichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


41. Abgeordneter 

Anbuhl 

(SPD) 


Wie hat sich die Anzahl der Kindergärten in der Zeit 
von 1969 bis 1975 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land entwickelt, und wie haben sich in diesem Zeit- 
raum die Kindergärten - absolut und prozentual - 
auf die einzelnen Träger verteilt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 28. August 1975 


Die Zahl der Kindergärten in der Bundesrepublik Deutschland hat sich 
- wie nachfolgend ersichtlich - von 1969 bis 1973 ständig vergrößert; 

1969 16 413 

1970 17 493 

1971 18 353 

1972 19 914 

1973 21 296 

Auf die Trägergruppen gliedern sich die Kindergärten wie folgt auf: 


Öffentliche Hand/freie Jugendhilfe/private gewerbliche 


absolut % 


1969 

3479 

21 

1970 

3830 

22 

1971 

4156 

23 

1972 

4772 

24 

1973 

5355 

25 


absolut 

% 

absolut 

% 

12 287 

75 

647 

4 

12 870 

74 

793 

4 

13 405 

73 

792 

4 

14 240 

72 

902 

4 

14 929 

70 

1012 

5 


Die Zahlen für 1974 und 1975 liegen beim Statistischen Bundesamt 
noch nicht vor. 


42. Abgeordneter 
Büchler 
(Hof) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung durch entsprechende 
Auflagen sicherstellen, daß die von ihr geförderten 
Jugendherbergen im Zonenrandgebiet auch von den 
benachbarten Gemeinden als Jugendzentren und 
kommunale Begegnungsstätten genutzt werden 
können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 28. August 1975 

Die Erteilung derartiger Auflagen ist nicht vertretbar, weil damit die 
Überregionalität von Jugendherbergen in Frage gestellt würde. Gerade 
durch ihre Zweckbestimmung, Jugendliche und Jugendgruppen aus dem 
gesamten Bundesgebiet und dem Ausland aufzunehmen, erhöhen 
Jugendherbergern die Attraktivität des Zonenrandgebietes. 

Eine gelegentliche Nutzung von Jugendherbergen in Zeiten geringerer 
Auslastung für die Jugendarbeit der benachbarten Gemeinden wäre zu 
begrüßen. Die Entscheidung hierüber muß aber dem jeweiligen Träger 
der Jugendherbergen überlassen bleiben. 


43. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die BASF in 
Ludwigshafen ein Mittel zur Schnakenbekämpfung 
entwickelt haben soll, daß ohne wesentliche Beein- 
trächtigung der Umwelt größtmöglichen Erfolg 
verspricht, und wird die Bundesregierung dahin 
gehend initiativ werden, daß der Bund, die Länder 
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz sowie die 
betroffenen Kreise und Gemeinden eine Groß- 
aktion zur Bekämpfung dieser für die Bevölkerung 
unerträglichen Plage einleiten werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 2. September 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich bei der BASF in Ludwigs- 
hafen ein Mittel zur Schnakenbekämpfung in der Entwicklung be- 
findet. Die notwendigen Untersuchungen zur Ermittlung der Toxizität 
und der Umweltverträglichkeit sind jedoch noch nicht völlig abge- 
schlossen. 
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Bei der Bekämpfung von Lästlingen - wie z. B. von Schnaken - ist 
eine Kompetenz des Bundes nicht gegeben. Die erforderliche Koordi- 
nation der Bekämpfungsmaßnahmen in den besonders betroffenen 
Gebieten Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Hessen hat der 
Minister für Soziales, Gesundheit und Sport des Landes Rheinland- 
Pfalz übernommen. Wie mir von dort mitgeteilt wurde, haben sich 
die bisher zum Einsatz gekommenen Methoden und Mittel für eine 
Großaktion als unwirksam erwiesen. Das bei der BASF in Entwicklung 
befindliche Mittel wirkt nur auf die fliegenden Insekten, nicht jedoch 
auf deren Eier und Larven. Ob es demzufolge für eine Großaktion 
geeignet ist, bedarf noch weiterer Versuche. 


Geschäftsbereich des Bundesmiiüsters für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


44. Abgeordneter 
Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Wie viele Päckchen und Pakete sind seit dem Inkraft- 
treten des Grundlagenvertrages mit der DDR ver- 
lorengegangen, welchen Wert (auch schätzungs- 
weise) haben die verlorengegangenen Sendungen, 
und welche Gründe sind für das Verschwinden von 
Päckchen und Paketen im innerdeutschen Post- 
verkehr ausschlaggebend*^ 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

In der Zeit vom 2. Halbjahr 1973 bis zum 1. Halbjahr 1975 sind beim 
Postverkehr in die DDR und nach Ost-Berlin insgesamt 12 594 ein- 
geschriebene Sendungen — in der Masse eingeschriebene Päckchen - 
und 47 531 Pakete unnachweisbar geworden. Unter Zugrundelegung 
der durchschnittlich geleisteten Ersatzbeträge für Päckchen und Pakete 
ergeben sich hieraus - sehr grob geschätzt ~ Verluste von rund 3 Millio- 
nen DM. Der Grund für die Verluste der Sendungen dürfte in erster 
Linie auf die entschädigungslose Einziehung von Sendungen durch die 
Behörden der DDR zurückzuführen sein. Die Einziehungen werden mit 
Verstößen gegen DDR-Bestimmungen begründet. Auch Postdiebstähle 
sind bekanntgeworden. 


45. Abgeordneter Wie vereinbaren sich die aus der Presse bekannt- 
Wohlrabe gewordenen Verlustzahlen mit der Zusage der 

(CDU/CSU) DDR gemäß Punkt 3 des Briefwechsels zum Grund- 

lagenvertrag über Reiseerleichtungen und Verbesse- 
rungen des nichtkommerziellen Warenverkehrs, sich 
für ,, weitere Erleichterungen des grenzüberschreiten- 
den Geschenkpaket- und -päckchenverkehr s“ einzu- 
setzen, und ist die Bundesregierung diesbezüglich 
bereits bei den DDR-Behörden, und bejahendenfalls 
wie, vorstellig geworden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

Die Zusage der DDR in Punkt 3 des von Ihnen genannten Schrift- 
wechsels bezog sich - wie in den Erläuterungen zu diesem Schrift- 
wechsel ausgeführt worden ist — lediglich auf bestimmte Erleichte- 
rungen der Ein- und Ausfuhr von Geschenken, die alle gleichzeitig 
mit Inkrafttreten des Grundlagenvertrages verwirklicht worden sind. 

Die DDR hat wiederholt darauf hingewiesen, daß es sich bei der Rege- 
lung der Ein- und Ausfuhrvorschriften um eine Angelegenheit ihrer 
inneren Gesetzgebung handele. Gleichwohl bleibt die Bundesregie- 
rung bemüht, auf eine weitere Lockerung der Einfuhrvorschriften der 
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DDR hinzuwirken. Diese Frage ist u. a. auch zum Gegenstand der 
gegenwärtig geführten Postverhandlungen gemacht worden. Die Ge- 
samtentwicklung seit Anfang 1974 ist nicht ungünstig verlaufen; so 
ist etwa die Zurückweisungsquote im 1. Halbjahr 1975 gegenüber 
dem 1. Halbjahr 1974 um 40 % gesunken. 


Treffen Meldungen zu, Ost-Berlin habe eine neue 
Postordnung in Kraft gesetzt, wonach ab Januar 
1976 das Höchstgewicht für Pakete von 20 kg auf 
10 kg herabgesetzt wird, und was hat — bejahen- 
denfalls - die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was wird sie tun, um dadurch verursachte 
Erschwerungen und Beeinträchtigungen für Sen- 
dungen aus dem freien Teil Deutschlands in den 
anderen Teil zu verhindern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

Es trifft zu, daß in der DDR am 1. Mai d. J. eine Neufassung der Post- 
ordnung in Kraft getreten ist (DDR-Gesetzblatt Teil I 1975, S. 236), 
durch die die benutzungsrechtlichen Bestimmungen für den Post- 
verkehr innerhalb der DDR neu geordnet worden sind. Die Postord- 
nung sieht u. a. eine Herabsetzung der Gewichtsgrenze für Pakete 
und Wirtschaftspakete auf 10 kg (bisher 20 kg) vor. Diese Herabsetzung 
des Höchstgewichts, die nach einer Übergangszeit am 1. Januar 1976 
wirksam wird, geht auf die in der DDR geltenden Arbeitsschutzvor- 
schriften zurück und berücksichtigt, daß im Postdienst der DDR weit- 
gehend weibhches Personal tätig ist. 

Für den Postverkehr von und nach dem Bundesgebiet und Berhn 
(West) hat sich dadurch bisher nichts geändert. Sollte die DDR auch in 
dieser Verkehrsbeziehung eine Gewichtsbegrenzung bei Paketen auf 
10 kg einführen, behält sich die Bundesregierung vor, an die DDR 
heranzutreten, um eine angemessene Ersatzlösung (z. B. Beförderung 
als Bahnfracht) zu erreichen. 


6. Abgeoraneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Dr. Schwöret 
(CDU/CSU) 


Da ab nächsten Winter Spikes-Reifen nicht mehr 
zugelassen sind, und querschnittsgelähmte Mit- 
bürger mit diesem technischen Hilfsmittel bisher 
die Möglichkeit gehabt haben, allein Auto zu fahren, 
könnte die Bundesregierung für diesen begrenzten 
Personenkreis Spikes-Reifen weiterhin erlauben, 
wenn die Wagen deutlich das Rollstuhlfahrerzeichen 
tragen, und könnte diese Regelung solange beibe- 
halten werden, bis ein technisch gleichwertiger 
Schutz gegen Rutschen an Gefällstrecken entwickelt 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28, August 1975 

Die bis 30. April 1975 befristete Spikes- Verordnung hat die Reifen- 
industrie zur Entwicklung neuer Winterreifen ohne Spikes, sogenannte 
Haftreifen, angeregt. Diese Reifen zeigen bei losem Schnee, festge- 
fahrenem Schnee und auf Eis bei Temperaturen wesentlich unter 0 C 
(trockenes Eis) bessere Eigenschaften als der Spikes-Reifen. LedigHch 
auf Eis bei Temperaturen um 0° C ist der Kraftschluß etwas geringer 
als bei Spikes-Reifen. 

Ausnahmen für bestimmte Personengruppen wird es aus folgenden 
Gründen nicht geben: 
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Wegen der vorherrschenden klimatischen Bedingungen in der Bundes* 
republik Deutschland und infolge des gut funktionierenden Winter- 
dienstes wird die weit überwiegende Fahrleistung auf schnee- und eis- 
freien Straßen erbracht. Die wenigen Stunden, in denen mit vereisten 
Straßen gerechnet werden muß, können mit einer vorsichtigen Fahr- 
weise und mit Hilfe der neu entwickelten Haftreifen ohne Gefahr für 
Leib und Leben überbrückt werden. 


48. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Ergebnissen ist man bei dem jetzigen 
Stand der Untersuchungen bei den Eisenbahn- 
unglücken von Warngau und Starnberg gelangt, 
und welche Sicherungsmaßnahmen sind getroffen 
bzw. eingeleitet worden, um zu gewährleisten, daß 
derartige Unglücke wie in Warngau, Starnberg und 
Hamburg sich nicht wiederholen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 


Die Untersuchung der Eisenbahnunfälle bei Warngau, Starnberg und 
Hamburg liegt in Händen der zuständigen Staatsanwaltschaft. Die der 
Deutschen Bundesbahn und dem Bundesminister für Verkehr vor- 
liegenden Informationen über den Ablauf des Betriebsgeschehens bis 
zum Eintritt der Unfälle haben bisher keine Anhaltspunkte dafür er- 
geben, daß die der Sicherheit dienenden Betriebsvorschriften deswegen 
geändert werden müßten. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat bestätigt, daß der Einbau 
weiterer technischer Sicherungen im Rahmen des allgemeinen Aus- 
rüstungsprogramms vorrangig betrieben wird. 

Aus der Erkenntnis, daß trotz modernster technischer Sicherungsein- 
richtungen der Mensch im Betriebsgeschehen nach wie vor eine wesent- 
liche Rolle spielt, hat der Bundesminister für Verkehr gemeinsam mit 
dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn eine Arbeitsgruppe einge- 
setzt, die sich insbesondere mit den Fragen einer sicheren Betriebs- 
abwicklung befassen soll. 


49. Abgeordneter 
Konrad 
(SPD) 


Hat bei den Überlegungen zur sogenannten Küsten- 
autobahn oder bei anderen Baumaßnahmen für 
Autobahnen oder Bundesstraßen in Schleswig- 
Holstein die Bundesregierung gegenüber Behörden 
des Landes Schleswig-Holstein oder Kreisen oder 
Gemeinden oder Interessenverbänden oder ein- 
zelnen Personen in Schleswig-Holstein gewünschte 
Auskünfte nicht erteilt und sind der Bundesregie- 
rung hierüber Beschwerden von zuständigen Be- 
hörden oder Interessenverbänden oder einzelnen 
Personen aus Schleswig-Holstein bekannt geworden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

Bei den Überlegungen zur Küstenautobahn sind seitens der Bundesregie- 
rung auf Anfrage stets die dem jeweiligen Sachstand der Angelegenheit 
entsprechenden Auskünfte erteilt worden. Beschwerden über verweiger- 
te Informationen sind nicht bekannt. 


50. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach sich 1974 
mehr als 200 Beinahe-Zusammenstöße im deutschen 
Luftraum ereignet haben, von denen fast 100 in die 
gefährlichste Kategorie gehören? 
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51. 


Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


Trifft es zu, daß es sich bei der Mehrzahl dieser 
Vorfälle um Begegnungen von Zivilflugzeugen mit 
Militärflugzeugen handelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

Ihre Annahmen über Zahl und Art der gefährlichen Begegnungen im 
Jahr 1974 treffen, wie sich aus nachstehender Übersicht ergibt, zu: 



1973 

1974 

Meldungen über gefährliche Begegnungen 

363 

242 

davon Kategorie A (ernstere Fälle) 

114 

91 

Zivil-militärische Begegnungen 

209 

146 


52. Abgeordneter Werden in anderen Ländern die Luftstraßen für 

Dr. Ahrens die Zivilluftfahrt für den Übungsbetrieb mit Militär- 

(SPD) flugzeugen gesperrt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

Solche Sperrungen sind hier nicht bekannt. Es muß aber davon ausge- 
gangen werden, daß für gewisse militärische Übungen auch Luftstraßen 
zeitliche bzw. höhenmäßige Restriktionen erfahren. 


53. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 


Lassen sich derartige Vorfälle durch eine bessere 
Zusammenarbeit zwischen ziviler und militärischer 
Flugüberwachung vermeiden oder läßt sich ihre 
Zahl durch eine solche bessere Zusammenarbeit 
jedenfalls wesentlich herabsetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

Die in allen ICAO-Mitgliedstaaten gegebene legale Möglichkeit, im 
kontrollierten Luftraum kontrollierte wie auch unkontrollierte Flüge 
(Mischverkehr) durchzuführen, stellt im engen Raum über der Bundes- 
republik Deutschland ein besonderes Problem dar, da nur die kontrol- 
lierten Flüge der zivilen oder militärischen Flugsicherung bekannt sind, 
und somit nur deren Flugdurchführung überwacht werden kann. Die 
unkontrollierten, nach Sicht durchgeführten Flüge sind dagegen dem 
Eingriff der Flugverkehrskontrolle entzogen. Dieses Gefahrenmoment 
bleibt trotz der engen zivil-militärischen Zusammenarbeit in den FS- 
Regionalstellen Bremen, Düsseldorf und Frankfurt (Rhein-Control), 
in denen zivile und militärische Lotsen in den gleichen Kontrollräumen 
mit den gleichen technischen Einrichtungen arbeiten, bestehen. 

Der Ansatz zur Lösung der Probleme liegt vor allem in einer Verbesse- 
rung der Einhaltung der luftverkehrsrechtlichen Vorschriften, d. h. in 
einer Erhöhung der fliegerischen Disziplin. Die beteiligten Stellen 
sind zur Veranlassung geeigneter Maßnahmen aufgefordert worden. 
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54. Abgeordneter 
Lemmrich 
(CDU/CSU) 


In welchem Ausmaß sind nicht eingehaltene Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungen in Ortsdurchfahrten 
und auf zweispurigen Straßen, sowie überhöhie Ge- 
schwindigkeiten auf Autobahnen an der Entwick- 
lung der Straßenverkehrsunfälle dieses Jahres 
beteiligt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 2. September 1975 

Für dieses Jahr liegen hierzu noch keine Angaben vor. Die amtliche 
Unfallstatistik gibt auch keine Möglichkeit, das Unfallgeschehen in der 
Gliederung der verschiedenen Unfallursachen für spezielle Straßen- 
kategorien auszuweisen. 

Für das zurückliegende Jahr 1974 läßt sich feststellen, daß zu schnelles 
Fahren bei gleichzeitiger Übertretung der jeweils zulässigen Höchst- 
geschwindigkeit in 2,6 Prozent der Unfälle mit Personenschaden im 
Innerortsbereich und in 3 Prozent der Unfälle im Außerortsbereich 
ursächlich waren. Es sollte jedoch nicht übersehen werden, daß zu 
schnelles Fahren unterhalb der jeweils zulässigen Höchstgeschwindig- 
keiten nach wie vor eine der Hauptursachen für das Unfallgeschehen 
darstellt. Bei Einbeziehung dieser Unfallursache erhöht sich der Anteil 
der Unfälle, die generell auf zu schnelles Fahren zurückzuführen sind; 
im Innerortsbereich auf fast 19 % und im Außerortsbereich sogar auf 
47 %. 


55. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
Lemmrich um die immer weniger eingehaltene Geschwindig- 

(CDU/CSU) keitsbegrenzung von 100 km/h auf zweispurigen 

Straßen durchzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 2, September 1975 

Nach Artikel 83 des Grundgesetzes führen die Länder die Bundes- 
gesetze — dazu zählt auch die ,, Tempo 100“ Verordnung — als eigene 
Angelegenheit aus. Die Überwachung der zulässigen Höchstgeschwin- 
digkeit ist also eine ausschließliche Sache der Verkehrspolizei der Län- 
der. Der Bundesregierung steht insoweit kein Weisungsrecht zu. 

Unabhängig davon hat jedoch das Bundesverkehrsministerium im 
Rahmen der Verkehrsaufklärung wiederholt an die Kraftfahrer appel- 
liert, diese Geschwindigkeitsbegrenzung einzuhalten. Darüber hinaus ist 
vorgesehen, auf den nächsten Besprechungen mit den zuständigen 
Referenten, der für die Verkehrsüberwachung zuständigen obersten 
Landesbehörden die Frage einer intensiveren Kontrolle der einge- 
haltenen Geschwindigkeit auf zweispurigen Straßen zu erörtern. 


56. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei der Überprüfung des 
Bedarfsplans für den Bundesfernstraßenbau und 
bei der Festlegung des Fünfjahresplans 1976 bis 
1980 auch dem Prinzip der regionalen Ausgewogen- 
heit besondere Beachtung geschenkt, bzw. beab- 
sichtigt sie, dies zu tun? 


57. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei der Überprüfung des 
Tillmann Bedarfsplans für den Bundesfernstraßenbau und bei 

(CDU/CSU) der Festlegung des Fünfjahresplans 1976 bis 1980 

insbesondere auch beachtet, bzw. wird sie beachten, 
daß beim Länderanteil Nordrhein-Westfalen eine 
angemessene regionale Ausgewogenheit zwischen 
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den Landesteilen Rheinland und Westfalen gegeben 
ist, und wie hoch wird das Investitionsvolumen 
einmal für die neue Dringlichkeit la im Bedarfsplan, 
andererseits im Fünfjahresplan 1976 bis 1980 je- 
weils für den Landesteil Rheinland und für den 
Landesteil Westfalen getrennt ausgewiesen sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 28. August 1975 

Bei der Überprüfung des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen wurde 
der Bedarf anhand von in der gesamten Bundesrepublik Deutschland 
einheitlich angewendeten Bewertungskriterien ermittelt. Das Ergebnis 
ist entsprechend den verkehrspolitischen Zielen regional ausgewogen. 
Der hieraus abzuleitende Fünfjahresplan 1976 bis 1980 wird dies eben- 
falls sein. 

Der Anteil des Landes Nordrhein-Westfalen an dem für die Dringlich- 
keit la angenommenen Investitionsvolumen von 20 Milliarden DM 
beträgt 28,6 %. Da der Fünfjahresplan 1976 bis 1980 noch nicht aufge- 
stellt ist, kann noch nicht angegeben werden, welchen Anteil daran 
schließlich die beiden Landesteile Rheinland und Westfalen haben 
werden. 


58. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß zahl- 
reiche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
in Eschborn arbeiten, auf den Haltepunkt Esch- 
born-Süd und auch auf eine bessere Zugfolge der 
Deutschen Bundesbahn warten und daß jede wei- 
tere Verzögerung auch der Attraktivität des öffent- 
lichen Nahverkehrs schadet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 29. August 1975 

In intensiven Verhandlungen der letzten Wochen ist über die Finanzie- 
rung des Baues eines zweiten Gleises zwischen Eschborn und Nieder- 
höchstadt sowie über die Einrichtung eines zusätzlichen Haltepunktes 
in Eschborn-Süd Einvernehmen erzielt worden. 

Damit steht bundesseits einem baldigen Baubeginn dieser Maßnahmen, 
die auch Voraussetzung für eine bessere Zugfolge sind, nichts im Wege. 


59. Abgeordneter 
Schleifenbaum 
(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in Abkehr des 
Kabinettsbeschlusses vom 31. Oktober 1973, wo- 
nach der Postreisedienst auf die Deutsche Bundes- 
bahn übergeleitet werden soll, entsprechend einem 
Vorschlag des Beratungsunternehmens Mc Kinsey 
die Schaffung eines selbständigen Busunternehmens 
in privatrechtlicher Form? 


60. Abgeordneter 

Schleifenbaum 

(FDP) 


Welche Auswirkungen würden sich dadurch auf den 
Haushalt von Bundesbahn und Bundespost ergeben? 


61. Abgeordneter Haben Postreisedienst und Bahnbusdienst bisher 

Schleifenbaum kostendeckend gearbeitet? 

(FDP) 
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62. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Bedenken der Gewerk- 
Schleifenbaum Schaft der Eisenbahner Deutschlands bezüglich der 
(FDP) Schaffung eines selbständigen Busunternehmens und 

beabsichtigt sie, die Vorschläge der Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands (GdED) hinsichtlich 
eines Ausbaus des Bahnbusdienstes zu berücksichti- 
gen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 29. August 1975 

Die Bundesregierung hat sich in der Kabinettsitzung am 28. Mai 1975 
im Zusammenhang mit dem Bericht des Bundesministers für Verkehr 
über die verkehrspolitischen Zielsetzungen im öffentlichen Personen- 
nah-Verkehr (ÖPNV) eingehend mit der Neuordnung der Omnibus- 
dienste von Bahn und Post befaßt. Dabei hat sich gezeigt, daß die 
Zusammenführung der beiden Busdienste des Bundes auf der Grund- 
lage selbständiger regionaler Unternehmenseinheiten ~ nach dem 
Muster bereits vorhandener Unternehmen in Schleswig-Holstein und 
Nord-Niedersachsen - die unter verkehrspohtischen und wirtschaft- 
lichen Überlegungen günstigste Lösung ist. Aus diesem Grunde wurde 
der Kabinettbeschluß vom 31. Oktober 1973 aufgehoben. Die Bundes- 
busdienste sollen also in handelsrechtlichen Formen organisiert, aber 
nicht privatisiert werden. Die Eigentümerstellung des Bundes bleibt 
unberührt. 

Die Bundesregierung erwartet langfristig eine Entlastung der, Haushalte 
von DB und DBP auf Grund von Einsparungen durch den Abbau von 
Doppelarbeit und von Verwaltungskräften sowie durch bessere Nutzung 
der vorhandenen Einrichtungen. 

Sowohl der Busdienst der Deutschen Bundesbahn als auch der Post- 
reisedienst von der Deutschen Bundespost arbeiten nicht mehr kosten- 
deckend. 

Da durch die Bildung von regionalen Bundesunternehmen der soziale 
Besitzstand des vorhandenen Fahrpersonals der DB und DBP unange- 
tastet bleibt und somit den sozialen Erfordernissen des Personals unter 
Einschluß einer Gewährleistung seiner Weiterbeschäftigung in jeder 
Weise Rechnung getragen wird, werden die Bedenken der Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands nicht geteilt. 

Vorerst sollen in vier Regionen — Schleswig-Holstein, Hannover, Rhein- 
Sieg und München Betriebsversuche durchgeführt werden. 

Das weitere Vorgehen wird von dem Ergebnis der praktischen Unter- 
suchungsphase abhängen. 


63. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wann mit dem 

Pieroth Baubeginn der A 60 im Bereich Bingen - Bad 

(CDU/CSU) Kreuznach - Kirn zu rechnen ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Über die zukünftige Linienführung der A 60 östhch der Hunsrückhöhen- 
straße hat das Bundesverkehrsministerium noch keine Entscheidung ge- 
troffen. Wegen der schwierigen Finanzsituation ist ein durchgehender 
Bau der A 60 von Belgien in das Rhein-Main-Gebiet derzeit nicht mög- 
lich. Ob, in welcher Form und gegebenenfalls mit welcher Linien- 
führung eine Forsetzung nach Osten eventuell über den Rhein hinaus 
erfolgen soll, wird zunächst in einer besonderen Verkehrsuntersuchung 
geprüft. 

Unabhängig von der Festlegung der Linienführung der A 60 ist jedoch 
der Bau der B 4 1 zwischen Bingen und Bad Kreuznach mit zweibahni- 
gem Querschnitt und von Bad Kreuznach bis Waldböckelheim mit 
vorerst einbahnigem Querschnitt im Zeitraum der Dringlichkeitsstufe la 
vorgesehen. 
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64. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
für das Land Baden-Württemberg nachteiligen Vor- 
schläge der „Projektgruppe für die Neuordnung der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung“, die im nord- 
württembergischen Raum, sowohl die Auflösung 
der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Stuttgart, 
als auch die Auflösung des Wasser- und Schiff- 
fahrtsamts Heilbronn vorsehen, zu verhindern? 


65. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, vor einer endgültigen 
Entscheidung den zur Auflösung vorgesehenen 
Direktionen und Ämtern die zur Erarbeitung einer 
fundierten Stellungnahme zu dem umfangreichen 
Gutachten der ,, Projekt gruppe W.S.V. -Organisation“ 
notwendige Zeit zur Verfügung zustellen und ist sie 
ferner bereit, die wichtigste Grundlage für jede Neu- 
organisation, die Erfassung der von den einzelnen 
Direktionen und Ämtern zu leistenden Aufgaben 
auch dem Umfang nach bei ihrer Entscheidung zu 
berücksichtigen? 


66. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei ihrer Entscheidung 
berücksichtigen, daß das Amtsgebäude des Wasser- 
und Schiffahrtsamtes Heilbronn noch in sehr gutem 
Zustand und erweiterungsfähig ist, so daß auf abseh- 
bare Zeit keine Neubaukosten entstehen, wie dies 
bei verschiedenen anderen Amtsstandorten not- 
wendig wird, wenn die Neuordnungspläne wie von 
der Projektgruppe vorgesehen, verwirklicht werden? 


67. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung berücksichtigen, daß der 
Hafen Heilbronn mit einem Wasserumschlag von 
6 Millionen Tonnen mit Abstand der größte Hafen 
am Neckar ist, und daß der Bauhof Heilbronn mit 
seinen Werkstätten und der einzigen Helling-Anlage 
am Neckar alle anfallenden Reparaturen an Schleu- 
sen und Wasserfahrzeugen wirtschaftlich ausführen 
kann, und daß bei Auflösung des Heilbronner 
Wasser- und Schiffahrtsamtes mit Bauhof viele 
Bediensteten ihren Arbeitsplatz verlieren würden, 
obwohl der Unterländer Wirtschaftsraum mit die 
höchsten Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen auf- 
weist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Auf der Grundlage des vorgelegten Berichts der genannten Projekt- 
gruppe werden zur Zeit Gespräche mit den Bundesländern, der Per- 
sonalvertretung, den Gewerkschaften und den übrigen zu beteiligen- 
den Stellen geführt, um den Haushaltsausschuß sowie den Rechnungs- 
prüfungsausschuß ohne Verzögerung abschließend über die Neugliede- 
rung der Mittehnstanz - Wasser- und Schiffahrtsdirektionen (WSD) - 
berichten zu können. 

Durch diese Gespräche soll sichergestellt werden, daß in die Entschei- 
dung alle Anregungen einbezogen werden können, die das vorliegende 
Konzept verbessern. 

Erst wenn die Neuordnung der Mittelinstanz beschlossen und verwirk- 
licht ist, werden die Präsidenten der neuen Direktionen auf der Grund- 
lage der vorliegenden Untersuchungen Vorschläge für die Neugliede- 
rung der Ämter, so auch für das Wasser- und Schiffahrtsamt Heilbronn, 
der Außenbezirke und Bauhöfe vorlegen. Auch dieser Schritt wird mit 
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den Betroffenen und Beteiligten besprochen werden, um Verbesserungs- 
vorschläge in die geplante Neugüederung einbeziehen zu können. 

Wenn Sie eine Straffung der Verwaltung als nachteilige Vorschläge der 
Projektgruppe für das Land Baden-Württemberg verstehen und darin 
eine Schwächung der Wirtschaftskraft des nordwürttembergischen 
Raumes sehen, kann ich Ihnen versichern, daß die Aufträge für Bau- 
leistungen und Lieferungen auch zukünftig den ortsansässigen Unter- 
nehmern des dortigen Wirtschaftsraumes nicht verloren gehen. 


68. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die wiederholten 
Forderungen von Unfallexperten, im Interesse der 
Verbesserung der Verkehrssicherheit Verbundglas- 
scheiben für alle Autos vorzuschreiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Aus allen bekannten und sorgfältig geprüften Gutachten zur Kontro- 
verse Verbundglas (VSG)/ Einscheibensicherheitsglas (ESG) läßt sich 
bisher nicht der Schluß ziehen, an Windschutzscheiben aus VSG ent- 
stünden insgesamt weniger und leichtere Verletzungen als an ESG- 
Windschutzscheiben. Beide Glassorten haben hinsichtlich der Ver- 
kehrssicherheit nachteilige, wenn auch unterschiedliche Eigenschaften. 
Windschutzscheibenbauarten, die die Nachteile des ESG und des VSG 
nicht aufweisen, befinden sich offensichtlich noch in Entwicklungs- 
stadien, die den allgemeinen Einbau in Kraftfahrzeuge nicht gestatten. 
Forderungen nach Windschutzscheiben in Kraftfahrzeugen, die keine 
oder nur unbedeutende Verletzungen erzeugen, können z. Z. technisch 
nicht realisiert werden. 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat Auftrag, noch in diesem Jahr 
einen Sachstandsbericht zu erarbeiten, für den auch neue statistische 
Angaben nach Unfallakten der Kraftfahrt-Haftpflichtversicherungen 
herangezogen werden. Sobald dieser Bericht vorliegt, wird über die 
MögÜchkeit des verschiedentlich vorgeschlagenen Verbots der ESG- 
Windschutzscheiben erneut beraten. 


69. Abgeordneter Mit welcher Begründung beabsichtigt die Bundes- 
Dr. Gölter regierung, den Neubau der B 37 bis westlich Bad 

(CDU/CSU) Dürkheim und den Neubau der B 38 zwischen 

Hochdorf-Assenheim und Maikammer - zweier 
Projekte, die durch das Land Rheinland-Pfalz 
für den 2. Fünf jahresplan angemeldet worden 
waren - in der Dringüchkeit herabzustufen, so daß 
sie frühestens nach 1985 in Angriff genommen 
werden könnten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Die Überprüfung des Bedarfsplanes wird für alle Maßnahmen der 
alten 1. Dringüchkeit durchgeführt, soweit diese nicht bereits im Bau 
sind. Grundlage sind Kriterien, die für das Bundesgebiet einheitlich 
angewendet werden und die die gegenwärtige und zukünftige Verkehrs- 
struktur, die raumordnerische Erschließung und Anbindung, die Um- 
weltentlastung und die Sicherheit berücksichtigen und zu den Bau- 
kosten ins Verhältnis setzen. 

Nur die besonderen dringlichen Maßnahmen wurden in der neuen 
Dringlichkeitsstufe 1 A zusammengefaßt, für die entsprechend dem 
gegebenen knappen Finanzrahmen ein sehr strenger Maßstab gewählt 
werden mußte. 

Ich bitte, das Ergebnis der Überprüfung, das in Kürze vorliegen wird, 
abzu warten. ^ 
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70. 


Abgeordneter 

Dr. Penner 


(SPD) 


Hält die Bundesregierung namentlich unter Be- 
rücksichtigung der Erfahrungen mit Bürgerini- 
tiativen die gesetzliche Verankerung einer stärke- 
ren Bürgerbeteiligung bei der Planung von Bundes- 
fernstraßen für erforderlich und sinnvoll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Die Bundesregierung hält eine Änderung des ßundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) mit dem Ziel einer stärkeren Bürgerbeteiligung bei der Planung 
von Bundesfernstraßen aus folgenden Gründen nicht für erforderlich; 

Das FStrG gibt seit seinem Inkrafttreten im Jahr 1953 den Bürgern in 
der Planfeststellung Gelegenheit, ihre Interessen bei der Planung von 
Bundesfernstraßen zu wahren. Alle Bürger haben in einem besonderen 
Anhörungsverfahren (§ 18 FStrG) die Möglichkeit, Einwendungen 
gegen den Plan zu erheben. Besonders hervorzuheben ist, daß die 
Geltendmachung von Einwendungen nicht die Verletzung von Rechten 
des Bürgers voraussetzt. Es handelt sich um ein Popularverfahren, in 
dem sich jedermann zu Wort melden kann. Auch Bürgerinitiativen 
benutzen häufig dieses Forum. Die Einwendungen sind vor allem 
ein Hilfsmittel der Verwaltungsbehörden zur sach- und interessenge- 
rechten Planung. Der Kreis der Bürger, die Einwendungen erheben 
können, ist bewußt weit gezogen. Auch wenn Bürgerinitiativen sich in 
dem vorhergehenden Verfahren bei der Bestimmung der Linienführung 
nach § 16 FStrG melden, werden ihre Argumente in den Abwägungs- 
prozeß einbezogen. 


71. Abgeordenter 
Peiter 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung im Hinblick auf die zuin 
1. Januar 1976 in Aussicht genommenen neuen 
Verkehrsverordnungen ihre bisherige Haltung hin- 
sichtlich des Mitführens von Feuerlöschern in 
PKW’s einer Überprüfung unterziehen und das 
Mitführen von Feuerlöschern zur Pflicht machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Die Frage wird verneint. Zur Sache selbst wird auf die Antwort der 
Bundesregierung vom 4. Dezember 1974, Bundestagsdrucksache 7/2924, 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Ey und Genossen, 
Bundestagsdrucksache 7/2828, hingewiesen. 


72. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Daten liegen der Bundesregierung über die 
voraussichtliche Entwicklung des Motorisierungs- 
grades (Einwohner pro Kraftfahrzeug) für die Jahre 
zwischen 1975 und 2000 vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Nach einer im Auftrag des ßundesverkehrsministeriums erstellten 
Prognose des Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung wird sich 
der Motorisierungsgrad 1980 auf 3,1 Einwohner, 1990 auf 2,6 Ein- 
wohner pro Pkw belaufen. Für das Jahr 2000 liegen keine spezifischen 
Prognosen vor. Jedoch kann damit gerechnet werden, daß mit 2,5 Ein- 
wohner pro Pkw die Sättigungsgrenze erreicht sein dürfte. Damit wäre 
allerdings bei einem weiteren Rückgang der Bevölkerung bereits ein 
absoluter Rückgang des Pkw-Bestandes verbunden. 
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73. AbgecM^dnetei Wie beurteilt die Bundesregierung diese Prognosen 
Dr. Klein gerade auch angesichts der jüngeren Entwicklungen 

(Stolberg) auf dem Auto- und Mineralölsektor? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 3. September 1975 

Die wirtschaftlichen Entwicklungen der letzten Jahre sind in der 
erwähnten Prognose des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
im Rahmen des bei Prognosen Möglichen bewertet worden. Lang- 
dauernde weltwirtschaftliche Krisen sind dabei jedoch z. B. nicht 
unterstellt worden. Berücksichtigt man diese Bedingungen von Pro- 
gnosen angemessen, so sind die genannten Daten als realistische, lang- 
fristige Entwicklungslinie anzusehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


74. Abgeordneter 

Dr. Jens 

(SPD) 


Wie hoch ist nach Ansicht der Bundesregierung das 
Volumen der Bauvorhaben von Privaten und Wirt- 
schaftsunternehmen, das z. Z. bei den kommunalen 
und übergeordneten Baubehörden zur Genehmigung 
eingereicht ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 3. September 1975 

Es gibt keine statistischen Daten über das bei den Baubehörden zur 
Entscheidung anstehende Volumen von Bauanträgen. Es ist jedoch 
davon auszugehen, daß dieses Volumen auf Grund der Fristsetzungen 
im ,, Gesetz über Investitionszuschüsse für Mietwohnungen, Genossen- 
schaftswohnungen und Wohnheime im sozialen Wohnungsbau“ vom 
27. Dezember 1974 und im , »Gesetz zur Förderung von Investitionen 
und Beschäftigung“ vom 23. Dezember 1974 zur Mitte dieses Jahres 
erheblich gestiegen ist. Auch das neue Programm zur Stärkung von 
Bau- und anderen Investitionen wird in gewissem Umfang zu einem 
vorübergehend verstärkten Eingang von Bauanträgen führen. 


75. Abgeordneter 

Dr. Jens 

(SPD) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, damit die zur Genehmigung eingereich- 
ten Bauvorhaben von den Baubehörden schneller 
als üblich bearbeitet und genehmigt werden, ohne 
die notwendige Sorgfalt bei der Bearbeitung zu 
verringern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 3. September 1975 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, unmittelbar auf eine 
Beschleunigung des Baugenehmigungsverfahrens bei den zuständigen 
Stellen hinzuwirken. Sie kann nur an die Kommunalen Spitzenver- 
bände und an die Länder appellieren, ihrerseits auf eine beschleunigte 
Bearbeitung der Bauanträge hinzuwirken. So hat der Bundesbauminister 
bereits vor einigen Monaten den Deutschen Städtetag, den Deutschen 
Landkreistag und den Städte- und Gemeindebund gebeten, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten zu einem möglichst raschen Abbau der Bestände 
an noch nicht erledigten Bauanträgen beizutragen. Im Zusammenhang 
‘mit der Verabschiedung des neuen Programms zur Stärkung von Bau- 
und anderen Investitionen hat die Bundesregierung erneut einen ent- 
sprechenden Appell an die Länder gerichtet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


76. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß die Behörden der 
Dr. Evers DDR, speziell die Deutsche Reichsbahn der DDR, 

(CDU/CSU) seit 1. Juni 1975 von Besuchern aus der Bundes- 

republik Deutschland verlangt, daß Eisenbahnrück- 
fahrkarten aus der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland in DM West bezahlt werden? 


77. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung zutreff enden- 

Dr. Evers falls diesen Vorgang und welche Schritte sind 

(CDU/CSU) unternommen worden, um diese Verschlechterung 

und Erschwerung der innerdeutschen Beziehungen 
wieder rückgängig zu machen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 27. August 1975 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen hat zu dem in 
Ihren Fragen angesprochenen Komplex am 27. Juni* 1975 eine Presse- 
mitteilung zur Information der Reisenden bekanntgegeben. 

Die neuen Maßnahmen der DDR dürften zum Hintergrund haben, daß 
die Deutsche Reichsbahn seit dem letzten Jahr erhebliche Ausgleichs- 
leistungen (1974 über 100 Millionen DM) an die Deutsche Bundesbahn 
erbringen mußte. Dies hängt damit zusammen, daß die DDR-Rentner, 
die in das Bundesgebiet oder nach Berlin (West) reisen, in der DDR 
dazu angehalten werden. Hin- und Rückfahrten bis zum Zielort zu 
lösen, die mit Mark der DDR bezahlt werden. Wegen des relativ großen 
Streckenanteils auf Bundesgebiet ergeben sich erhebliche Ausgleichs- 
beträge zugunsten der Deutschen Bundesbahn, die die Deutsche Reichs- 
bahn in Devisen erstatten muß. Um ihrerseits entsprechende Ausgleichs- 
forderungen gegen die Deutsche Bundesbahn zu erwerben, ist die DDR 
bzw. die Deutsche Reichsbahn daran interessiert, daß die Reisenden 
aus der Bundesrepublik Deutschland vor Antritt der Reise Hin- und 
Rückfahrkarten in DM lösen. 

Die Bundesregierung weiß, daß diese Neuregelung zu stärkeren finan- 
ziellen Belastungen für diejenigen Reisenden führen kann, die mit der 
Eisenbahn fahren und mindestumtauschpfüchtig sind. Es ist daher 
selbstverständlich, daß die Bundesregierung sich bei der Regierung der 
DDR offiziell gegen die neuen Maßnahmen verwahrt und auf die nach- 
teiligen Folgen für den innerdeutschen Reiseverkehr hingewiesen hat. 


78. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, der SED-Chef Honecker 

Hösl habe es abgelehnt, die Altersgrenze für Reisen in 

(CDU/CSU) den freien Teil Deutschlands herabzusetzen, und 

warum verschweigt - bejahendenfalls - die Bun- 
desregierung diese neuerliche Bekräftigung des Ost- 
Berliner Abgrenzungskurses? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 27. August 1975 

Die Bundesregierung bemüht sich, wie sie wiederholt öffentlich erklärt 
hat, durch ihre Gespräche mit der DDR um eine Verbesserung des 
Reiseverkehrs zwischen den beiden deutschen Staaten. Im Interesse 
der Sache können solche Gespräche nur vertraulich geführt werden, 
so daß ich mich zu meinem Bedauern außer Stande sehe, Einzelheiten 
zu den von Ihnen erwähnten Pressemeldungen bekanntzugeben. 
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79. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie wird bei den statistischen Erhebungen über 
Reisen von Bürgern der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland zwischen Reisenden in dringenden 
Familienangelegenheiten und anderen Reisenden 
unterhalb des Rentenalters unterschieden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 2, September 1975 

Bei der Einreise von Bewohnern der DDR in das Bundesgebiet stellen 
die mit der grenzpolizeilichen Kontrolle betrauten Stellen durch Ein- 
sichtnahme in die Personaldokumente und eventuelle Befragung fest, 
um welche Art von Reisenden es sich handelt. Auf Grund dieser 
Erhebungen veröffentlicht der Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen die Zahl der Reisenden im Rentenalter und solcher 
DDR-Bewohner, die noch nicht das Rentenalter erreicht haben und die 
anläßlich dringener Familienangelegenheiten in das Bundesgebiet ein- 
reisen. Nicht veröffentlicht werden die ebenfalls ermittelten Zahlen 
von Einreisen aus beruflichen und sonstigen Gründen, z. B. die Zahl 
der LKW-Fahrer im Handelsverkehr zwischen beiden deutschen Staaten 
oder beispielsweise die Zahl der Einreisenden zu wissenschaftlichen, 
kulturellen und sportlichen Veranstaltungen. 


Bonn, den 15. September 1975 








